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I. Steht doch schon alles im Fragebogen?!

Die Erlduterungen zu den einzelnen Fragen im Interviewervordruck miissen kurz
gehalten sein, um Ihre Interviewertitigkeit nicht durch Uniibersichtlichkeit des Vor-
drucks zu erschweren. Damit kénnen leider nicht alle anfiretenden Problemfille auf-
gefangen werden. Deshalb finden Sie auf den nachfolgenden Seiten tiefergehende
Erléuterungen. Sie sollen Thnen helfen, den speziellen Fall einer der vorgegebenen
Antwortméglichkeiten der jeweiligen Frage richtig zuzuordnen.

Natiirlich ist es nicht moglich, fir jeden erdenklichen Fall die erforderlichen Erliute-
rungen in dieser Broschiire zu berticksichtigen. Sollten also Fragen bestehen, die Sie
nicht mit Hilfe dieser Broschiire 16sen kénnen, so wenden Sie sich an das Statistische
Landesamt. Dann wird auch fiir schwierige Fille eine Lésung zu finden sein.
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Il. Erlauterungen zur Verteilungsliste

| Spalten-Nr.

I

Erlduterung

1-19 I

Ordnungsangaben

a-a ]

Namen und Anschn'ﬁ4|

20-21 |

Lfd. Nr. des Gebaudes
im Auswahlbezirk

Die Ordnungsangaben sind entsprechend der Vorgabe des

I Statistischen Landesamtes einzutragen.

Hier ist jeder zu befragende Haushalt einzutragen, unab-
hingig vom Erfolg Ihres Bemiihens um eine Befragung.

In die erste Zeile ist, bei Spalte a beginnend, der StraBen-
name einzutragen. In die zweite Zeile setzen Sie bitte die
Hausnummer in Spalte b und die Lage der Wohnung im
Gebaude in Spalte c.

In Spalte d tragen Sie die Namen der Haushalte ein
(Wohnungsinhaber und Untermieter sind zwei Haushalte).

Beim Eintragen in die Verteilungsliste gehen Sie in der Rei-
henfolge der Hausnummern vor, innerhalb der einzelnen
Gebaude stockweise von unten nach oben. Wohnen mehrere
Haushalte in einer Wohnung, sollten Sie als ersten den
Haushalt des Hauptmieters auffithren.

Fiir Gemeinschaftsunterkiinfie ist nur jeweils eine Eintra-
gung vorzunchmen (ohne Privathaushalte im Bereich von
Gemeinschaftsunterkiinften). Spalte d bleibt hier leer.

Die zu Threm Auswahlbezirk zihlenden Gebdude numerie-
ren Sie in den Spalten 20 - 21 einfach durch. Durch die fort-
laufenden Hausnummern ist ja bereits die richtige Reihen-
folge sichergestellt.



Spalten-Nr. | Erliuterung
22-23 ! Die Ifd. Nr. der Wohnung im Gebzude wird wie folgt ver-
Lfd. Nr. der Wohnung geben:

Beispiel: Erstes Haus in Ihrem Bezirk ist ein 2-stickiges
Wohnhaus, auf jeder Etage 3 Wohnungen, begin-
nend im Erdgeschof3. Die Wohnungen des Erdge-
schosses erhalten die Nummem 01 bis 03
(innerhalb eines Stockwerkes spielt die Reihen-
folge der Wohnungen keine Rolle),

des 1. Stockes die Nummern 04 bis 06,

des 2. Stockes die Nummern 07 bis 09,

im Gebdude

Zweites Haus: Einfamilienhaus; das Gebaude ent-
hilt nur eine Wohnung mit der Nummer 01.

Wohnen zwei oder mehr Haushalte in einer Wohnung, dann
muB die gleiche 1fd. Nr. der Wohnung im Gebiiude zweimal
oder mehrmals in der Verteilungsliste erscheinen (z.B. bei
Haupt- und Untermietern).

24 -25 l Die einzelnen Zeilen sind aufsteigend zu numerieren.

Lfd. Nr. des Haushalts | Sonderfalle:
im Auswahlbezirk

- Privathaushalte, dic im Bereich von Gemeinschaftsun-
terkiinften vorhanden sind, miissen wie alle anderen
Haushalte im Auswahlbezirk fortlanfend numeriert wer-
den.

- Fiir Gemeinschaftsunterkiinfte ist als 1fd. Nr. des Haus-
halts im Auswahlbezirk jeweils "00" zu signieren.

- Fiir leerstehende, gewerblich genutzte und von Angé-
horigen auslindischer Streitkrifte bewohnte Wohnun-
gen ist die 1fd. Nr. des Haushalts offen zu lassen.



Spalten-Nr.

Erliuterung

26-27 ]

Zah! der Personen im
Haushalt

28 |

Zahl der Haushalte in
der Wohnung

29 ]

Ganzer Haushalt seit
der letzten Befragung ...

30

Baualter der Wohnung

N

Auskunft zu Vordruck 2
bzw. 2+E

Hier ist die tatsichliche Zahl der Personen im Haushalt
einzutragen. Diese Informationen kénnen Sie von dem ange-
troffenen Auskunfispflichtigen in Erfahrung bringen, auch
bei vorliegendem Wunsch nach Selbstausfiillung. Erhalten
Sie z.B. in einem 4-Personenhaushalt nur fiir 2 Personen ge-
naue Angaben je Person, so ist dennoch "04" einzutragen
(tatsichliche Zahl) einschlieflich einem entsprechenden
Hinweis in der Spalte fiir Bemerkungen.

Auch diese Information kénnen Sie bei dem angetroffenen
Auskunfispflichtigen erfragen, auch wenn die Befragung
schriftlich stattfinden soll.

Diese ‘Spalte trifft nur fir Bezirke zu, die bereits im letzten
Jahr in die Erhebung einbezogen waren.

Die Spalte ist jedoch nur auszufiillen, wenn

- ein ganzer Haushalt, der bei der letzten Befragung noch
nicht im Auswahlbezirk wohnte, neu hinzugekommen ist
(Zuzug) oder

- ein ganzer Haushalt, der in die letzte Befragung einbezo-
gen war, jetzt nicht mehr vorhanden ist (Fortzug, Tod).

Die Fragestellung umfafit nicht Verdnderungen im Haushalt,
die nur einzelne Personen betreffen.

Das Baualter ist aus dem Interviewervordruck 1 bzw. 1+E
zu ibernehmen. Es ist jedoch nur anzugeben, wenn sich die
‘Wohnung erstmals in der Erhebung befindet.

In diese Spalte tragen sie bitte ein, ob der Haushalt Thnen
Auskunft zu den freiwilligen Erhebungstellen im Vordruck 2
bzw 2+E gegeben hat.



I Spalten-Nr.

Erlduterung

e ]

Befragungsergebnis

]

f-g

Zabl der Vordrucke

h ]

Bemerkungen

Die Spalten 32 - 34 sind von Thnen nicht auszufiillen. Sie
werden fiir die Arbeit im Statistischen Landesamt bend-

tigt.

Haben Sie die Befragung erfolgreich durchgefiihrt, tragen
Sie als Befragungsergebnis "1" ein.

Bei Haushalten, die eine Selbstausfilllung wiinschen, notie-
ren Sie eine "2".

Treffen Sie auch nach mehrmaligen Versuchen niemanden
an oder ist ein Haushalt nicht zur Auskunftserteilung bereit,
vermetrken Sie eine "3" (keine Auskunft).

Leerstehende Wohnungen sind mit "4", nicht in die Befra-
gung einzubeziehende Haushalte (Haushalte von Angehéri-
gen ausldndischer Streitkrifte und bei ausschlieBlicher
gewerblicher Nutzung der Raume) mit "5" zu signieren.

Diese Spalten fiillen Sie am besten aus, wenn Sie alle Befra-
gungen abgeschlossen haben.

Hier tragen Sie ein, wie viele Vordrucke fiir einen Haushalt
angelegt wurden (z.B. "2" fiir einen Sechs-Personen-Haus-
halt oder fiir einen kleineren Haushalt. in dem eine Person
fiir sich allein anf einem getrennten Bogen antwortet).

In die Rubrik "Bemerkungen" konnen Sie beispielsweise
Termine fiir einen weiteren Besuch oder wichtige Mitteilun-
gen an das Statistische Landesamt eintragen.



lll. Erlduterungen zum Haushaltsmantelbogen

Fiir jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt (auch Privathaushalte in Gemein-
schaftsunterkiinften) und fir jede Gemeinschaftsunterkunft ist ein Haushaltsman-
telbogen anzulegen, unabhingig davon, ob der Haushalt angetroffen wurde oder
nicht.

Bei Haushalten, die fiir lingere Zeit abwesend bzw. nicht anzutreffen sind oder die
keine Auskunft erteilen, ist nur der Teil I des Haushaltsmantelbogens auszufiillen.

Bitte beachten Sie, dafl auch fiir Untermieter ein eigener Haushaltsmantelbogen
anzulegen ist!

In die Zeile jeder einzelnen Person machen Sie ein Kreuz, wenn Sie fiir diese Person
Auskunft erhalten haben.

Bitte beachten Sie, dafl der angetroffene Auskunftspflichtige nicht die Namen der
ibrigen Haushaltsmitglieder offenbaren muB. Ist das von Ihnen angetroffene Haus-
haltsmitglied nicht bereit, Ihnen die Namen der iibrigen Haushaltsmitglieder zu nen-
nen, so teilen Sie dies bitte dem Statistischen Landesamt mit. Geben Sie dabei auch
die Anzahl der iibrigen Haushaltsmitglieder an. Diese Auskunft kann Thnen das
angetroffene Haushaltsmitglied nach § 10 Abs. 5 MZG nicht verweigem.

Auch fiir eine leerstehende Wohnung oder wenn eine Wohnung von Angehdrigen
ausléndischer Streitkrifte privatrechtlich bewohnt wird, ist ein Haushaltsmantelbo-
gen anzulegen. In diesen Fillen fiillen Sie bitte die Anschrift aus und vermerken
beim Familiennamen deutlich "leer" bzw. "Streitkrifie".
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Interviewervordruck
Allgemeines zum Interviewervordruck

Jeder im Auswahibezirk wohnende Haushalt hat die Wahl, ob er an der Befragung
miindlich oder schriftlich teilnehmen will. Dariiber hinaus hat er die Wahl, ob er
die Fragen gemeinsam mit anderen Haushaltsmitgliedern oder fiir sich auf einem
eigenen Bogen beantwortet.

Fiir jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt und fiir jede Gemeinschaftsun-
terkunft ist mindestens eine Erhebungsliste (je nach miindlicher bzw. schriftlicher
Auskunftserteilung besondere Form) anzulegen.

Ist die Zahl der Haushaltsmitglieder grofler als fiinf, dann verwenden Sie zur
Beantwortung der Fragen eine zweite Erhebungsliste fiir die sechste, siebte und
weitere Person. Vergessen Sie nicht, die Ordnungsangaben auf die zweite Erhe-
bungsliste zu iibernehmen und die "Ifd. Nr. der Person im Haushalt” entsprechend
zu andern ("06", "07" usw.).

Analog ist bei Gemeinschaftsunterkiinften zu veifahren (s. Teil 3, Abschnitt 4),

Die Eintragungen in die Erhebungspapiere nehmen Sie bitte mit Kugelschreiber
vor, nicht aber mit Blei- oder Farbstift. Durch die direkte Eintragung der Angaben
in Signierziffern in die Erhebungspapiere fiir eindeutig klassifizierbare Antworten
ist es moglich, die jeweils in die Rubrik des betreffenden Haushaltsmitgliedes ein-
getragene Schliisselzahl gleich auf den Datentriger, ohne vorherige Ubertragung

-in eine Signierspalte, zu iitbernehmen.

Bei allen Fragen, bei denen die Angabe entfillt, sind keine Eintragungen zu
machen, d.h. die betreffende Spalte muf} leer bleiben.

Da das Erhebungsprogramm 1993 aufler den Fragen zum Mikrozensus in einem
Teil der Auswahlbezirke auch Fragen zur EG-Arbeitskraftestichprobe vorsieht,
wird folgende Untergliederung der Fragebogen vorgenommen:

- Interviewervordruck 1 bzw. 1+E
Vordruck 1 beinhaitet dabei nur die Fragen des Mikrozensus, zu deren Beant-
wortung die Befragten verpflichtet sind.

Vordruck 1+E enthilt die Fragen des Mikrozensus, erginzt um die Fragen der
EG-Arbeitskriftestichprobe (nur Erhebungsteile mit Auskunfispflicht).
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- Interviewervordruck 2 bzw. 2+E
Vordruck 2 enthilt die mit Freiwilligkeit zu erhebenden Fragen des Mikrozen-
sus.

Yordruck 2+E enthalt die mit Freiwilligkeit zu erhebenden Fragen des Mikro-
zensus, ergidnzt um die ebenfalls mit Freiwilligkeit zu erhebenden Fragen der
EG-Arbeitskraftestichprobe.
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IV.2 Interviewervordruck 1 bzw. 1+E -

I Spalten-Nr. | Erlduterung 1

{ Baualter der Wohnung | Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn eine Wohnung
erstmals in die Erhebung einbezogen ist. Bei nachtriglichen
Um-, An- und Erweiterungsbauten ist das Jahr dieser Verin-
derung mafigebend. In diesem Fall kénnen die Angaben zum
Baualter der einzelnen Wohnungen innerhalb eines Gebau-
des voneinander abweichen.

A. Angaben zur Person

Familienname, Tragen Sie die Namen und Vornamen aller am Erhebungs-
Vorname stichtag (21. April 1993) zum Haushalt gehérenden Perso-
nen ein. Beachten Sie, daB auch Haushaltsmitglieder, die
aus beruflichen oder anderen Griinden am Erhebungsstich-
tag voribergehend abwesend sind, erfafit werden miissen;
zumindest miissen Sie die Anzahl dieser voribergehend
abwesenden Personen, fiir die Sie ggf. keine Angaben erhal-
ten, beim angetroffenen Haushaltsmitglied erfragen und auf
der Verteilungsliste festhalten bzw. dem Statistischen Lan-
desamt mitteilen. Die Eintragungen machen Sie bitte in fol-
gender Reihenfolge: Ehegatten, Kinder in der Reihenfolge
ihres Alters, andere Verwandte, familienfremde Personen.

[Lfd, Nr. der Person J Geht die Zahl der Haushaltsmitglieder iiber fiinf hinaus, so
verwenden Sie einen zweiten Vordruck, den Sie deutlich
mit "2" kennzeichnen, und ibernechmen Sie die
"Ordnungsangaben" des ersten Bogens. Die "laufende Nr.
der Person" im zweiten Vordruck dndern Sie dann unbedingt
ab. ,
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[ Spalten-Nr.

Erlduterung

2113 l

Verinderung des
Haushalts

2/18 l

Familienstand

2/19 ]

Familien-
zusammenhang

Diese Frage ist nur in den Auswahlbezirken zu beantworten,
die bereits im Vorjahr in die Erhebung einbezogen waren.

Fiir jedes seit der letzten Erhebung bis einschliefilich zum
Stichtag zugegangene Haushaltsmitglied oder nicht mehr
zum Haushalt gehSrende ehemalige Haushaltsmitglied ist
entsprechend dem Grund der Verdnderung hier eine Eintra-
gung vorzunehmen. Die Eintragung erfolgt jedoch nur bei
der betroffenen Person.

Fir neu hinzugekommene Personen sind auch die iibrigen
Fragen der Erhebung zu beantworten, fiir nicht mehr zum
Haushalt gehdrende Personen bleiben die restlichen Fragen
unbeantwortet.

Ist ein gesamter Haushalt seit der letzten Befragung neu
zugezogen, ist die Signatur "2" (Zuzug) fiir alle Personen
des Haushalts anzugeben und alle iibrigen Fragen zu beant-
worten. Fiir einen Haushalt, der nach der letzten Befragung
aufgeldst wurde, ist der entsprechende Grund (Fortzug, Tod)
ebenfalls fiir alle Haushaltsmitglieder anzugeben. Die fol-
genden Fragen sind fiir solche Haushalte nicht zu beantwor-
ten. Liegt nur ein Grund fiir den Wegfall vor, so ist ledig-
lich ein entsprechender Eintrag in Spalte 29 der Verteilungs-
liste vorzunehmen. Eine Erhebungsliste muf in diesem Fall
nicht angelegt werden.

Verheiratete Personen gelten auch dann als verheiratet (2),
wenn sie getrennt leben. Personen, deren Ehegatte fiir tot
erklért worden ist, gelten als verwitwet (3).

Fir die 1. Person im Haushalt entfallt die Angabe zu dieser
Frage (die Ziffer "1" ist bereits eingedruckt).

Alle anderen Personen geben an, ob und wie sie mit der
ersten Person oder deren Ehegatte verwandt oder verschwa-
gert sind.

Beachten Sie bitte, dafl auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekin-
der als Kinder ("3") gelten.

Fiir in Gemeinschaftsunterkiinfien lebende Personen, die
keinen eigenen Haushalt fiihren, bleibt diese Spalte leer.
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Spalten-Nr.

Erlduterung

2/20,21 I

Staatsangehdrigkeit

]

22223 |

Weitere Wohnung

2/22 |

Weitere Wohnung

2123 I

Hauptwohnung

Wenn neben der deutschen noch eine weitere Staatsangehd-
rigkeit vorliegt, so tragen Sie bitte "01" (Deutsch) ein.
Hat jemand mehrere fremde Staatsangehérigkeiten, lassen
Sie den Befragten éntscheiden, welche davon eingetragen
werden soll.

Inhaber eines Nansenpasses sind Staatenlose ("50").

Unter hiesiger Wohnung ist diejenige Wohnung zu verste-
hen, fiir die diese Erhebungsliste ausgefiillt wird.

Die Frage nach einer weiteren Wohnung bezieht sich auf das
Gebiet der jetzigen Bundesrepublik Deutschland.

Hat ein Haushaltsmitglied - neben der vorwiegend benutzten
Wohnung der Familie - noch am Arbeits-, Studien- oder
Schulort z.B. ein mobliertes Zimmer (auch Unterkunft bei
Verwandten oder Bekannten), so ist "1" einzutragen, unab-
hingig davon, ob die Befragung dort oder am Familien-
wohnsitz durchgefithrt wird. Eine weitere Wohnung kann
auch sein: Wochenendhaus, Zweitwohnung, Baracke, Arbei-
terwohnheim, Internat, Anstalt mit langfristiger Unterbrin-
gung und behdrdlicher Meldung,

Fiir Wehrdienstleistende zahlt die Kaserne immer als wei-
tere Wohnung.

Weitere Wohnungen im Ausland sind nicht zu erfassen.

HauptWohnung ist die vorwiegend benutzte Wohnung des
Einwohners.

Bei Personen in den neuen Bundeslindern, die noch keinen
neuen Personalausweis besitzen, ist die Hauptwohnung im
Personalausweis eingetragen.
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Spalten-Nr.

Erlduterung

Fiir Verheiratete, auch wenn sie aus wirtschaftlichen oder
beruflichen Griinden nicht stindig zusammenleben (z.B.
Wochenend- oder Monatspendler, Arbeitnehmer auf Mon-
tage) ist nach dem Melderecht die Wohnung der Familie die
vorwiegend benutzte Wohnung, also die Hauptwohnung.

Fiir alle iibrigen Personen (Ledige, Verwitwete, Geschie-
dene sowie Verheiratete, die dauernd getrennt leben) bzw. in
Zweifelsfillen ist nach dem Melderecht die vorwiegend
benutzte Wohnung (Hauptwohnung) diejenige, wo der
Schwerpunkt der Lebensbeziechungen des Einwohners
liegt, d.h. in der Regel die Wohnung, die mehr als die Hilfte
des Jahres bewohnt wird.

Fiir Wehrpflichtige ist die Hauptwohnung immer die Woh-
nung, in der die Befragung stattfindet. Die Kaseme gilt als
Nebenwohnung.
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[ Spalten-Nr.

[ Erlauterung

2/24 |

Schulbesuch

C. Schulbesuch

Kindergarten/Kinderkrippe/Kinderhort (0)

Hierunter fallen auch Sonderkindergérten und kindergarten-
dhnliche Einrichtungen, z.B. Spielkreise. Auflerdem sind die
Schulkindergirten und Vorklassen einschliefllich entspre-
chender Einrichtungen an Sonderschulen einzubeziehen.

Bei Kindern, die neben der Schule einen Hort besuchen, ist
dagegen "9" einzutragen.

Fiir Schiiler, die eine allgemeinbildende Schule besuchen,
ist nur die Klassenstufe anzugeben, die besucht wird, unab-
héngig von der Schulart.

Die Klassenstufen (auch Schuljahrgénge) werden, mit der
untersten Klasse beginnend, aufsteigend gezahlt.

Allgemeinbildende Schulen: Klassenstufe 1 bis 4 ("1")
Hier sind Schiiler nachzuweisen, die die Klassenstufen 1 bis
4 (Primarbereich) der Grundschulen, integrierten Gesamt-
schulen, Freien Waldorfschulen, allgemeinbildenden poly-
technischen Oberschulen in der ehemaligen DDR oder Son-
derschulen besuchen.

Allgemeinbildende Schulen: Klassenstufe 5 bis 10 ("2")

Hierzu sind Schiiler der Klassenstufen S5 bis 10

(Sekundarbereich I) an folgenden Schularten zu zihlen:

- schulartunabhéngige Orientierungsstufe

- Hauptschulen

- allgemeinbildende polytechnische Oberschulen in der
ehemaligen DDR

- Realschulen

- Gymnasien

- integrierte Gesamtschulen

- Freie Waldorfschulen

- Sonderschulen

- Abendbauptschulen

- Abendrealschulen
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Spalten-Nr.

Erlduterung

Klassenstufe 11 bis 13 (gymnasiale Oberstufe) ("3")
Hierzu sind Schiller der Klassenstufen 11 bis 13
(Sekundarbereich II) an folgenden Schularten zu zdhlen:
- Gymnasien

- Integrierte Gesamtschulen

- Freie Waldorfschulen

- Sonderschulen

- Fachoberschulen

- Fachgymnasien/berufliche Gymnasien

- Abendgymnasien

- Kollegs

- Technische Oberschule (Baden-Wiirttemberg)

Berufliche Schulen ("'4")
Hierzu zdhlen
- Berufsschulen
- Berufsgrundbildungsjahr
- Berufsvorbereitungsjahr
- Berufsaufbauschulen
- Kollegschulen (Nordrhein-Westfalen)
- Berufsoberschule (Bayern)
- Berufsfachschulen, z.B.
- - Handelsschulen
- - Berufskollegs
- - Pflegevorschulen an Krankenanstalten
- - Krankenpflegeschulen
- Fachschulen, z.B.
- - Technikerschulen
- - Meisterschulen
- - Fachakademien
- - Berufsakademien
- - Bergingenieurschulen (die nicht Fachhochschulen sind)
- - Ausbildungsstitten fiir nichtérztliche Heilberufe
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Die Fachhochschulen ("7") - einschl. Verwaltungsfach-
hochschulen - sind grofitenteils aus fritheren Ingenieur-,
Verwaltungs- oder Hoheren Fachschulen hervorgegangen.
Das Fachhochschulstudium setzt in der Regel die Fachhoch-
schulreife voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel als
Prisenzstudium in Vollzeitform, in vielen Studiengingen
unter Einschluf8 berufspraktischer Ausbildungsabschnitte; es
gibt aber auch Formen des berufsbegleitenden Teilzeit- oder
Fernstudiums. Das Fachhochschulstudium fithrt zu einer
Diplompriifung (frilher Graduierung).

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des Fachhoch-
schulbereichs einer Gesamthochschule, so ist hier eben-
falls "7" einzutragen.

Hochschulen ("8") bereiten auf Tatigkeiten vor, die die
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden
oder die Fahigkeit zu kiinstlerischer Gestaltung erfordern.
Zu den wissenschaftlichen Hochschulen gehéren die Univer-
sititen ( einschl. der gleichrangigen Einrichtungen, wie
medizinische, Sport- und technische Hochschulen), padago-
gische und theologische Hochschulen. Kunsthochschulen
sind die Hochschulen fir Bildende Kiinste, Gestaltung,
Musik, Film und Fernsehen. Das Hochschulstudium setzt in
der Regel die allgemeine oder fachgebundene Hochschulrei-
fe voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel als Prisenz-
studium in Volizeitform, in vielen Studiengingen unter
Einschlul berufspraktischer Ausbildungsabschnitte; es gibt
auch Formen des berufsbegleitenden Teilzeit- oder Fern-
studiums. Den Studienabschlufl bilden Hochschulpriifungen
(Diplom, Magister, Promotion usw.) oder Staats- bzw. kirch-
liche Priifangen.

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des Hoch-
schulbereichs einer Gesamthochschule, so ist hier Schliis-
sel "8" einzutragen.
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2/25 l

Erwerbs-/
Berufstitigkeit

D. Erwerbsbeteiligung, Arbeitsuche

Erwerbs- bzw. berufstitig sind alle Personen, die in der
Berichtswoche (19. bis 25. April 1993)

- in einem Arbeits-/Dienstverhiltnis stchen (auch Solda-
ten, Wehrpflichtige und Zivildienstleistende)

- selbstindig ein Gewerbe, einen freien Beruf, einen land-
wirtschaftlichen oder dhnlichen Betrieb betreiben oder im
Familienbetrieb mitarbeiten

- in einem Ausbildungsverhéltnis stehen

- geringfiigige oder gelegentliche Titigkeiten ausiiben.

Hierzu zihlen auch Personen, die
- normalerweise erwerbstitig sind, aber in der Berichts-
woche z.B. krank oder im Urlaub waren

-sich im Erziehungsurlaub befinden, eine Riickkehr-
garantie des Arbeitgebers haben und ihren Arbeitsvertrag
nicht gekiindigt haben '

- "Zeitrentner" sind, d.h. deren Arbeitsvertrag fiir 1 Jahr
rubt (nicht gekiindigt ist) und die nach diesem Jahr ihren
Arbeitsvertrag wieder erfiillen koénnen
(Riickkehrgarantie)

- ihre Tatigkeit nur fiir eine geringe Stundenzahl ausiiben,
evtl. nur eine Stunde pro Woche)

- als mithelfende Familienangehdrige ohne formliches
Arbeitsverhiltnis im Betrieb eines Haushalts- bzw. Fami-
lienmitgliedes mitarbeiten

- sich als Rentner noch etwas hinzuverdienen
-sich als Arbeitslose neben Arbeitslosengeld/-hilfe noch

etwas hinzuverdienen

Ehrenamtliche Titigkeiten, z.B. als Schdffe, Vormund oder
Stadtverordneter, sind nicht zu erfassen. '
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2/26 I '

Landwirtschaftliche
Mithilfe

RegelmiBige Titigkeit: Die Tétigkeit wird in regelmifigen
Zeitabstinden ausgeiibt (z.B. tiglich, einmal wdochentlich,
zwei Tage im Monat).

Gelegentliche Titigkeit: Der Erwerbstitige wird nur nach
Bedarf eingesetzt oder er sucht sich nur eine Arbeit von kur-
zer Dauer (z.B. Ferienjob). Eine gelegentliche Titigkeit soll
nur dann angegeben werden, wenn sie in der Berichtswoche
auch tatsichlich ausgeiibt wurde. Einmalige Tiatigkeit nur in
der Berichtswoche gilt als gelegentlich.

Aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen weisen wir
noch einmal ausdriicklich darauf hin, dafl fir alle Haus-
haltsmitglieder, die hier angeben, erwerbstitig zu sein, auch
die Fragen im Teil "Gegenwirtige/frithere Erwerbstitigkeit"
zu beantworten sind.

Bitte nehmen Sie hier jede in der Berichtswoche geleistete
Arbeit in einem vom Haushalt bewirtschafteten landwirt-
schaftlichen Betrieb auf, auch wenn es sich nur um

‘gelegentliche landwirtschaftliche Hilfe gehandelt hat.

Landwirtschaftliche Arbeiten sind z.B. Feldarbeit, Arbei-
ten bei der Tierhaltung, aber auch Biiroarbeiten.

Nicht anzugeben sind hier hauswirtschaftliche Arbeiten
(das sind alle Verrichtungen im Haushalt fiir die Bekosti-
gung und sonstige Versorgung der Familie des Betriebs-
inhabers).

Gibt der Befragte an, in der Berichtswoche in einem vom
Haushalt bewirtschafteten landwirtschafilichen Betrieb mit-
gearbeitet zu haben, so ist darauf zu achten, da auch alle
Fragen im Teil "Gegenwirtige/friihere Erwerbstitigkeit” zu
beantworten sind.
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2/27 I

Geringfiigige
Beschiftigung

Diese Frage ist auch von Personen zu beantworten, die sich
in der Berichtswoche als nicht erwerbs- oder berufstitig
eingestuft haben ("Nein" in Frage 2/25 bzw. 2/26).

Eine geringfiigige Beschiftigung ist eine Titigkeit mit
einer Arbeitszeit unter 15 Stunden/Woche und einem Ein-
kommen bis 530 DM im Monat, die sozialversicherungsfrei
ist. In den neuen Bundeslidndern liegt die Einkommensgren-
ze bei 390 DM im Monat.

Typische geringfiigige Tatigkeiten:

- Putztitigkeit in einem Haushalt oder Betrieb

- Kinderbetreuung, Haushaltstétigkeit in einem Privathaus-
halt

- Stunden- oder tageweise Aushilfstitigkeit in einem Kauf-
haus/Geschift.

- Kleinere handwerkliche Aufirige oder Reparaturen

- Austragen von Zeitungen, Zeitschriften

- Verkaufs- oder Werbetatigkeit (auch Telefon- oder
Auflendienst)

- Nebenberufliche Tatigkeit fiir Versicherung oder Bank

- Ferien- oder Nebenjob als Schiiler(in) oder Student(in)

- Mitarbeit in einem Saisonbetrieb, z.B. in der Landwirt-
schaft oder bei der Herstellung von Konserven; Gast-
gewerbe

- Nebenberufliche Lehrtitigkeit, Nachhilfeunterricht

- Taxifahren, Aushilfstitigkeit bei einer Spedition

- Bezahlte Ubungsleitertitigkeit in einem Verein

- Sonstige Nebentatigkeiten, z.B. Schreibarbeiten, Pro-
grammierarbeiten, Buchhaltertitigkeit

Wird die Frage nach einer geringfiigigen Beschaftigung
Vom Befragten bejaht, so sind im weiteren auch die Fragen
fir Erwerbstitige insbesondere im Teil "Gegenwartige/
frithere Erwerbstitigkeit" zu beantworten.

Ausfithrliche Hinweise finden Sie dariiber hinaus im 1. Teil
des Interviewer-Handbuches auf Seite 8.
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2/28 I

Arbeitsuche als
Nichterwerbstitiger

2/29 I

Arbeitsuche als
Erwerbstitiger

2/30 |

Arbeitslos

Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn die Fragen 2/25,
2/26 und 2/27 mit "Nein" beantwortet wurden. Bitte stellen
Sie die Frage an alle Nichterwerbstitigen im Alter von
15 Jahren und mehr, auch an Schiiler und Rentner.

Eine Tétigkeit ist freiwillig unterbrochen z.B. von Haus-
frauen, die frither einmal erwerbstitig waren und jetzt wie-
der eine Berufstitigkeit suchen, oder von Handwerkern, die
eine Meisterschule abgeschlossen haben und jetzt eine neue
Arbeitsstelle suchen. :

Eine Arbeitsuche nach Ubergang in den Ruhestand kann
erfolgen, wenn eine Person z.B. neben ihrer Altersrente
noch eine geringfiigige T#tigkeit ausiiben will.

Wenn mindestens eine der Fragen 2/25, 2/26 oder 2/27 mit
"Ja" beantwortet wurde, stellen Sie bitte diese Frage zu einer
evtl. Arbeitsuche.

Als arbeitslos gelten nur solche Personen, die normalerweise
erwerbstitig sind und z.Z. nur voriibergehend - da sie noch
keinen neuen Arbeitsplatz gefunden haben - aus dem
Erwerbsleben ausgeschieden sind, sowie Schulentlassene,
die sich um eine Lehr-/Arbeitsstelle bemiihen. Die Bezeich-
nung "arbeitslos” gilt auch, wenn man nicht beim Arbeits-
amt gemeldet ist oder wenn man zwar gemeldet ist, aber
kein Arbeitslosengeld/-hilfe bezieht (Signierziffer"2").

Personen, die normalerweise keinem Erwerb nachgehen,
z.B. Ehefrauen ohne eigenen Beruf, gelten nicht als arbeits-
los. :



-22.-

[ Spalten-Nr.

Erlauterung

2/31-2/38 |

Arbeitsuche

2/31-2/34 |

Arbeitsuche erfolgt
durch ...

In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, daf Arbeitslose, auch
wenn sie Arbeitslosengeld bzw. -hilfe erhalten, sich noch
etwas hinzuverdienen. Machen Sie dann fiir diese Erwerbs-
titigkeit auch Angaben im Teil "Gegenwirtige/fiiihere
Erwerbstitigkeit".

Hat sich ein Haushaltsmitglied als arbeitslos bezeichnet ("1
oder 2", so sind auch die folgenden Fragen iiber die Arbeit-
suche zu beantworten.

Die Fragen 2/31 bis 2/38 sind fiir alle Arbeitsuchenden und
Arbeitslosen zu beantworten, d.h. wenn mindestens eine der
Frage 2/28, 2/29 oder 2/30 mit "Ja" beantwortet wurde.

Kommen mehrere Arten der Arbeitsuche in Betracht, so
geben Sie bitte die beiden wichtigsten Arten entsprechend
ihrer Bedeutung an.

Von Personen, die Arbeitslosengeld/-hjlfe erhalten, ist in
jedem Falle Arbeitsamt ("01") in Spalte 2/31,32 einzutra-
gen. Werden dariiber hinaus weitere Moglichkeiten der
Arbeitsuche genutzt, so werden- diese in Spalte 2/33,34
notiert.

Private Verinittlung tragen Sie bitte dann ein, wenn tber
eine Personalberatung oder dhnliche Einrichtungen Arbeit
gesucht wird.

Die Arbeitsuche iliber Freunde, Bekannte oder Verwandte
gilt dagegen als persénliche Verbindung ("06").

Als direkte Bewerbung ("05") gilt die unmittelbar vom
Arbeitsuchenden ausgehende schriftliche, telefonische oder
personliche Bewerbung, die nicht auf ein Inserat, die Ver-
mittlung durch das Arbeitsamt oder durch Bekannte u.A.
erfolgt.

Suche noch nicht aufgenommen ("14") ist nur dann anzu-
geben, wenn eine Person tatsichlich eine Arbeit aufnehmen
bzw. den Arbeitsplatz wechseln mdéchte, aber zur Suche
noch keine Gelegenheit bzw. Zeit hatte.
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Nur Vordruck 1+E !

2/35 l

Art der gesuchten
Tatigkeit

2/36 I

Verfligbarkeit —I

2/37
Dauer der Arbeitsuche ]

Nur Vordruck 1+E!
2/38

Situation vor Beginn
der Arbeitsuche

Warten auf Antwort auf eine Bewerbung ("08") und War-
ten auf Antwort des Arbeitsamtes ("09") sind nur dann
anzugeben, wenn die Bewerbung bzw. der letzte Kontakt
zum Arbeitsamt langer als 4 Wochen zuriickliegen und zwi-
schenzeitlich keine weiteren Schritte der Arbeitsuche unter-
nommen wurden.

Bitte beachten Sie, daf} eine Person, die eine Arbeit-
nehmertitigkeit sucht (Tétigkeit als Arbeiter, Angestellter,
Auszubildender oder auch als Beamter), auch angibt, ob sie
eine Vollzeit- oder Teilzeittitigkeit sucht.

Diese Frage ist von allen Personen zu beantworten, die die
Arbeitsuche bereits aktiv aufgenommen haben. ,
Beachten Sie, daf} die Verfiigbarkeit fiir die Berichtswoche
("sofort") oder die zwei nachfolgenden Wochen erfragt
wird. :

Wurde die Arbeitsuche (von Arbeitslosen) durch eine zwi-
schenzeitliche Tétigkeit oder auch lingere Krankheit unter-
brochen, so ist nur die nach diesen Ereignissen folgende Zeit
als Dauer der Arbeitsuche anzugeben. Achten Sie darauf,
daB nur die Dauer der Suche, die vor dem Berichtsstichtag
(21. April 1993) liegt, angegeben wird.

Fiir Personen, die die Arbeitsuche noch nicht aufgenommen
haben, bleibt diese Frage unbeantwortet.

Fiir Personen, die vor Beginn der Arbeitsuche Schiiler oder
Student waren, ist "Vollzeitausbildung oder -fortbildung"
einzutragen, auch wenn sie nebenbei eine geringfiigige
Tatigkeit ausgeiibt haben.
Dagegen gelten Auszubildende und Firmenpraktikanten als
erwerbs- bzw. berufstitig.
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3/13‘ |

Frithere Erwerbstitig-
keit

3/14 - 3/17 l

Beendigung der letzten
Tatigkeit

Vordruck 1:

Vordruck 1+E:

3/18 I

Grund fiir Beendigung

|

Nur Vordruck 1+E!

Nur Vordruck 1+E!
3/19

Jetzige Situation

]

D. Nichterwerbstatigkeit

Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn eine Person z.Z.
nicht erwerbstitig ist (Frage 2/25, 2/26 und 2/27: "Nein"),
gleichgiiltig, ob sie eine Erwerbstitigkeit sucht oder nicht.

Wenn eine nichterwerbstitige Person bereits frilher einmal
erwerbstiitig war, geben Sie hier bitte an, wann diese Tétig-
keit aufgegeben wurde, auch wenn dieser Zeitpunkt schon
viele Jahre zuriickliegt.

Es ist der Zeitraum anzugeben, der seit Beendigung der letz-
ten Titigkeit verstrichen ist. '
Es sind das Jahr und der Monat anzugeben, in dem die letzte
Tatigkeit beendet wurde.

Treffen mehrere Griinde fiir die Beendigung der letzten
Tatigkeit zu, lassen Sie sich bitte den wichtigsten angeben.

Bitte beachten Sie:

Der Grund fiir die Beendigung der fritheren Tatigkeit wird
erfragt in

- Vordruck 1 fiir die letzten 3 Jahre

- Vordruck 1+E fiir die letzten 8 Jahre.

Persinliche oder familidre Verpflichtungen ("'7") liegen
vor, wenn die frithere Erwerbstitigkeit wegen Heirat, Kin-
derbetreuung, ernsthafter Erkrankung anderer Familienmit-
glieder oder langerem Urlaub usw. beendet wurde. Dagegen
ist fiir Personen, die ihre frilhere Erwerbstitigkeit beendet
haben, um eine schulische Ausbildung oder ein Studium
aufzunehmen, Ziffer "8" einzutragen.

Diese Frage richtet sich nur an Personen, die weder
erwerbstiitig noch arbeitsuchend sind, d.h. an diejenigen
im Alter ab 15 Jahren, die die Fragen 2/25 bis 2/30 mit
"Nein" beantwortet haben.
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e ]

Firma, Betrieb ]

3/20 |

Zweite Erwerbstéitigkeiﬂ

Nur Vordruck 1+E!

G. Gegenwartige/friihere Erwerbstétigkeit

Hier tragen Sie bitte den Namen der Firma, des Arbeitge-
bers, der Dienststelle, des Geschiftes, der Praxis, des eige-
nen Betriebes ein, bei dem das jeweilige Haushaltsmitglied
beschiftigt ist. Verwenden Sie bitte keine nur oértlich
bekannten Kurzformen der Firmennamen.

Der Name der Firma ist ein Hilfsmerkmal und dient aus-
schliefilich der genauen Zuordnung des Wirtschaftszwei-
ges.

Eine zweite Erwerbstitigkeit liegt vor, wenn in der
Berichtswoche neben der Haupterwerbstétigkeit eine weitere
Titigkeit ausgeiibt wurde, gleichgiiltig, ob diese regelmafig,
gelegentlich oder nur saisonal bedingt ausgeiibt wird.

Die Mithilfe in einem vom Haushalt bewirtschafteten land-
wirtschaftlichen Betrieb neben der normalen Titigkeit z.B.
gilt als zweite Tatigkeit. Zweite Tatigkeiten sind oft soge-
nannte Nebenerwerbstitigkeiten (ob Entgelte zu versteuern
sind oder nicht, ist unbedeutend).

Wenn diese Frage bejaht wird, miissen alle nicht durch-
kreuzten Spalten in der Zeile "Zweite gegenwirtige
Erwerbstitigkeit" fiir diese 2. Erwerbstatigkeit beantwortet
werden.

Vergessen Sie bitte nicht, die Eintragung der "Lfd. Nr.
der Person im Haushalt" in der Vorspalte vorzunehmen.

In Vordruck 1+E ist bei Vorliegen einer zweiten Erwerbs-
tatigkeit anzugeben, ob diese regelmifig ("1"), gelegentlich
("2") oder saisonal bedingt ("3") ausgeiibt wird.
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3/21 I

Offentlicher Dienst

Die in den Antwortkategorien verwendeten Begriffe sind

wie folgt aufzufassen:

RegelmiBig: Die zweite Titigkeit wird in regelméafi-
gen Zeitabstinden ausgeiibt (z.B. tiglich,
einmal wochentlich, zwei Tage im
Monat).

Gelegentlich: Die zweite Tatigkeit wird in unregel-
maBigen Zeitabstinden ausgeiibt und ist
von kurzer Dauer (z.B. Aushilfe bei
krankheitsbedingtem Bedarf).

Saisonal bedingt: Die zweite Tatigkeit kann nur zu
bestimmten Jahreszeiten (in der Saison)
ausgeiibt werden (z.B. Standhilfe wih-
rend der Friihjahrsmesse).

Bei einer saisonal bedingten Titigkeit ist immer Ziffer "3"

einzutragen, wenn diese in der Berichtswoche ausgeiibt

wird, unabhingig davon, ob der zweiten Erwerbstitigkeit
regelmiBig oder gelegentlich nachgegangen wird.

Zum Offentlichen Dienst ist derjenige zu zdhlen, der im
Dienste des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde, eines
Gemeindeverbandes oder anderer Kérperschaften, Anstalten
und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts oder der Verbinde
von solchen steht.

Hierzu zdhlen Tatigkeiten bei:

- Behorden des Bundes, der Lander, der Gemeinden und der
Gemeindeverbinde, z.B. Regierung und Ministerien,
Gemeindeverwaltungen, Rechnungshéfe, Oberfinanz-
direktionen, Finanzimter, Staatshochbauimter, Baudmter,
Zollamter, Polizei, Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, Ord-
nungsidmter, dffentliche Kindergirten, Schulen und Hoch-
schulen, dffentliche kulturelle Einrichtungen (Theater,
Museen, Bibliotheken), Sozialamter, dffentliche Kranken-
hauser, Heilstitten und Altersheime, Gesundheitsimter,
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen,

- Gerichten des Bundes und der Lander,
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- rechtlich unselbstindigen Unternehmen und rechtlich selb-
stindigen Unternehmen im Besitz der Lander und Kom-
munen, die zur Erfiilllung 6ffentlicher Aufgaben in Form
einer Korperschaft des privaten Rechts gefiihrt werden,
z.B. Wasserwerke, Verkehrsbetriebe, Energieversorgun-
gen, Flughifen, Binnen- und Seehifen,

- Bundesbahn, Bundespost,

- Kommunalen Zweckverb?dndén, z.B. Krankenhauszweck-
verbande, Schulzweckverbinde, Abwisser- und Abfall-
beseitigungszweckverbinde, :

- Trigern der Sozialversicherung, z.B. Bundesversiche-
rungsanstalt fiir Angestellte, Landesversicherungsanstal-
ten, gesetzliche Krankenkassen (AOK, Ersatzkassen),
Berufsgenossenschaften, Bundesanstalt fiir Arbeit einschl.
ihrer Dienststelien, Krankenhiuser und Gesundheitsdienst
der Tréager der Sozialversicherung,

- Bundesbank, Landeszentralbanken,

- sonstigen juristischen Personen, die iberwiegend aus
Offentlichen Mitteln finanziert werden, vorwiegend aus
dem Bereich der Wirtschaft und Forschung (z.B. Max-
Planck-Gesellschaft, Fraunhofer-Gesellschaft).

Zum Offentlichen Dienst sind micht zu zihlen Titigkeiten
bei: :

- Kirchen, karitativen Organisationen, Wohlfahrtsverban-
den, religiGsen Stiftungen; privaten, kirchlichen oder kari-
tativen Kindergérten und Schulen, auch wenn sie staatlich
anerkannt sind, privaten Krankenh#usern, Heilstitten,
Altersheimen und Wohnheimen, auch bei solchen, deren
Triager Kirchen, karitative Organisationen oder Wohl-
fahrtsverbande sind; privaten kulturellen Einrichtungen,
auch dann nicht, wenn sie Zuschiisse von Kommunen
erhalten,

- Rundfunk- und Fernsehanstalten,
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3/a

Wirtschaftszweig

- rechtlich selbstindigen Wirtschaftsunternehmen, die im
Besitz des Bundes, der Linder, der Gemeinden oder der
Gemeindeverbdnde sind und nicht zur Erfiillung 6ffentli-

" cher Aufgaben dienen,

- Kérperschaften und Stiftungen des Offentlichen Rechts
(z.B. Industrie- und Handelskammem, Handwerkskam-
mern, Arzte- und Rechtsanwaltskammem, Verbande der
Sozialversicherungstrager),

- privaten Kreditinstituten; Bundes- und Landeskreditanstal-
ten; Sparkassen, auch solche nicht, deren Triger Gemein-
den bzw. Gemeindeverbande sind; Bausparkassen; priva-
ten Krankenkassen,

- privaten Forschungsinstituten, auch solche nicht, die
tiberwiegend oder ausschlieflich aus Aufirigen des Bun-
des, der Lander und der Kommunen finanziert werden.

Bitte machen Sie méglichst genaue Angaben zum Wirt-
schaftszweig. Richten Sie sich nach dem iiberwiegenden
wirtschaftlichen Schwerpunkt des ortlichen Betriebes (nicht
des Unternehmens), in dem die einzelnen Haushaltsmitglie-
der beschiftigt sind. Umfafit ein Betrieb mehrere Aufgaben-
gebiete, so ist das iiberwiegende Betitigungsfeld der ortli-
chen Einheit anzugeben.

Beispiele: Werkzeugmaschinenfabrik (nicht  Fabrik),
Lebensmitteleinzelhandel (nicht Handel), Steuerberatung
(nicht Biiro).

Zivildienstleistende geben den Wirtschaftszweig des Betrie-
bes, der Firma an, in dem (der) sie ihren Zivildienst leisten.
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322 I

Stellung im Beruf

Nennen Sie bitte den genauen Beruf, den die Person z.Z.
ausiibt, nicht den friiher einmal erlernten.

Beispiele: Bilanzbuchhalter (nicht Angestellter), Post-
schaffner (nicht Beamter), Fliesenleger (micht Facharbei-
ter). ’

Zivildienstleistende geben die augenblicklich ausgeiibte
Tatigkeit an.

Beschiftigt ein Selbstindiger nur Mithelfende Familien-
angehérige (ohne Lohn/Gehalt), tragen sie bitte Selbstindi-
ger ohne Beschéﬁigﬂ? ("0™ ein. Zu den Selbstindigen zih-
len auch Hausgewerbetreibende.

Wenn jemand im Betrieb eines Verwandten ohne Lohn oder
Gehalt mithilft und fiir diese Tétigkeit keine Pflichtbeitrdge
zur Arbeiter- oder Angestelltenrentenversicherung zahlen
muf, ist er sogenannter Mithelfender Familienangehori-
ger. Haushaltsmitglieder, die sich als Mithelfende Familien-
angehdrige bezeichnen, jedoch rentenversicherungspflichtig
sind, sind als Arbeiter oder Angestellte zu zihlen.

Als Beamte zihlen auch Beamtenanwirter, Beamte im Vor-
bereitungsdienst, Geistliche und Beamte der Roémisch-
Katholischen Kirche und der Evangelischen Kirche in
Deutschland.

Die Bezeichnung "Beamter" wird haufig auch fir Ange-
stellte verwendet, so z.B. bei Versicherungsbeamten, Bank-
beamten, Betriebs- und Sozialbeamten. In diesen Fallen tra-
gen Sie Angestellter ('4") ein. In der Regel werden Sie aus
dem Namen der Firma erkennen kénnen, ob die Bezeich-
nung Beamter bei der betreffenden Erwerbstitigkeit in
einem solchen Sinn gebraucht worden sein kann oder nicht.
In Zweifelsfillen fragen Sie die Auskunfisperson bitte
nochmals genau.

Arbeiter ("'5") sind sowohl Facharbeiter als auch angelernte
Arbeiter und Hilfsarbeiter.
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Spalten-Nr.

]

Erlauterung

[3/23 |

Arbeitsvertrag

l

3/24 |

Vollzeit/Teilzeit

3/25- 27 l

Normale Arbeitszeit

!

Als Auszubildende gelten auch Praktikanten, Volontare und
Schiiler an Schulen des Gesundheitswesens, die gleichzeitig
praktisch ausgebildet werden. Handwerklich und landwirt-
schaftlich Auszubildende zihlen zu den gewerblich Auszu-
bildenden.

Berufssoldaten haben sich auf Lebenszeit zum Wehrdienst
verpflichtet.

Zeitsoldaten sind diesen gleichgestellt; ihre Verpflichtung
ist jedoch auf eine bestimmte Zeit beschrinkt ( 2, 4, 8 oder
12 Jahre).

Wehrdienstleistende sind Personen, die nach Beendigung
ihrer Schulzeit bzw. Ausbildung ihren Wehrdienst in der
Bundeswehr von derzeit 12 Monaten ableisten.

Zivildienstleistende lehnen den Dienst mit der Waffe ab
und verrichten anstelle des Wehrdienstes einen Zivildienst,
vorrangig im sozialen Bereich.

Wenn eine Tatigkeit zeitlich befristet ist, wird der Ablauf
des Arbeitsverhiiltnisses im allgemeinen im Arbeitsvertrag
vereinbart, z.B. saisonbedingte Tatigkeit, spezieller Ausbil-
dungsvertrag, Jahresvertrag, Werkvertrag, ABM-Vertrag
(Vertrag im Rahmen der Arbeitsbeschaffungsmafinahmen).
Beachten Sie aber bitte auch, da} ein Arbeitsvertrag auch
durch miindliche Absprache zustandekommen kann.

Lassen Sie diese Frage bitte auch beantworten, wenn nur
eine gelegentliche Tatigkeit vorliegt. Liegen mehrere Griin-
de fir eine Teilzeittitigkeit vor, tragen Sie die niedrigste
Signierziffer ein.

Bei der normalerweise geleisteten Arbeitszeit sind gelegent-
liche oder einmalige Abweichungen nicht zu beriicksichti-
gen (z.B. Urlaub, Krankheit, gesetzliche Feiertage, Uber-
stunden, Kurzarbeit).
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Spalten-Nr.

Erlduterung

3/28 - 30 l

Tatséchliche Arbeitszeit |

Wechselt die Arbeitszeit hdufig oder arbeitet ein Befragter
nur gelegentlich, bitten Sie um Angabe der durchschnittlich
geleisteten Arbeitszeit fiir einen lingeren Zeitraum.

Der Zeitaufwand fiir den Weg zur Arbeitsstitte ist kein Teil
der Arbeitszeit.-

" Fir Lehrer zéhlt auch der Zeitaufwand fiir die Unterrichts-

vorbereitung, die Teilnahme an Lehrerkonferenzen usw. mit
zur Arbeitszeit. Ebenso gilt Arbeitsbereitschaft als Arbeits-
zeit. '

Bei Mithelfenden Familienangehérigen darf nur der Zeit-
aufwand fiir betriebliche Arbeiten, nicht der fiir hauswirt-

schaftliche Arbeiten, berticksichtigt werden.

Die "normale" Arbeitszeit kann bei Arbeitnehmem z.B. von
der tarifvertraglich vereinbarten Arbeitszeit abweichen,
wenn sie regelmifig wochentlich Uberstunden leisten.

Betriagt die Arbeitszeit 38,5 Stunden, so ist "38" einzutra-
gen.

Personen im Erziehungsurlaub, die z.Z. keine Titigkeit aus-
iiben, geben die vor Antritt des Erziehungsurlaubs norma-

‘lerweise geleistete Arbeitszeit an.

Zur zweiten gegenwirtigen Erwerbstétigkeit:
Analog ist bei der Angabe fiir eine evtl. vorliegende zweite
Erwerbstitigkeit zu verfahren.

Von Personen, die neben einer zweiten Erwerbstitigkeit

"~ noch eine weitere Titigkeit (3. Erwerbstitigkeit) in der

Berichtswoche ausgeiibt haben, sind die Stundenangaben der
2. und 3. Erwerbstitigkeit zu addieren und bei der zweiten
Erwerbstitigkeit einzutragen.

Bitte tragen Sie hier die in der Berichtswoche (19. bis 25.
April  1993)  tatsichlich  geleistete  Arbeitszeit
(Arbeitsstunden und -tage) ein. Hierzu zihlen auch Uber-
stunden. Dagegen zdhlen Urlaubs- oder Krankheitstage und
andere Ausfalltage (siche Frage 3/31,32) nicht zur tatsdchli-
chen Arbeitszeit.
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[ Spalten-Nr.

Erlduterung

3/31,32 '

Grund fiir Abweichung
der Arbeitszeit

Diese Frage ist zu beantworten, wenn die Arbeitszeit des
Erwerbstitigen in der Berichtswoche kiirzer oder langer war,
als es der normalen Arbeitszeit entspricht.

Nennt man Thnen gleichzeitig mehrere Griinde fiir eine
Abweichung, tragen Sie bitte die niedrigste Signierziffer
ein.

Arbeitsschutzbestimmungen, auch Mutterschaft ('02")
wird in der Hauptsache bei Jugendlichen und bei Beschiftig-
ten in Betrieben oder Tétigkeiten mit besonderer Gesund-
heitsgefahrdung einzutragen sein, wenn unter bestimmten
Voraussetzungen Freizeit zu gewihren ist oder eine jeweils
festgesetzte Wochenarbeitszeit nicht {iberschritten werden
darf. Beachten Sie bitte, dal auch Arbeitsfreistellungen
werdender oder niedergekommener Miitter den Arbeits-
schutzbestimmungen zuzuordnen sind.

Arbeitsstreitigkeiten ("04") trifft zu fiir Streiks und Aus-
sperrungen.

Schlechtwetterlage ("05") kommt hauptsichlich in der Bau-
industrie und der Landwirtschaft vor.

Kurzarbeit ("06") kann nur bei abhingig Beschiftigten -
also bei Arbeitern und Angestellten - angeordnet werden,
wenn z.B. wegen Auftragsmangels weniger gearbeitet wer-
den kann.

Arbeitsaufnahme ("07") wire dann einzutragen, wenn eine
neue Titigkeit in der Berichtswoche, z.B. am Mittwoch,
aufgenommen wurde. ’

Umgekehrt ist bei einer Beendigung im Laufe der Berichts-
woche ohne sofortige Aufnahme einer neuen Tatigkeit "08"
(Beendigung einer Tatigkeit) anzugeben.

Teilnahme an einer Schulausbildung, Aus- oder Fortbil-
dung ("10") ist nur dann anzugeben, wenn diese nicht inner-
halb des Betriebes stattfindet. Fiir Auszubildende, die am
Berufsschulunterricht teilnehmen, trifft diese Kategorie
nicht zu. '
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Spalten-Nr,

» Erliuterung

]

Nur Vordruck 1!

Nur Vordruck 1+E!

Fir Personen im Erziehungsurlaub, die keine Titigkeit
ausiiben, ist sonstige Griinde fiir niedrigere Arbeitszeit
("12") einzutragen.

In Vordruck 1+E ist Abwesenheit wegen Erziehungsurlaub
oder Kinderpflege unter niedrigere Arbeitszeit wegen per-
sonlicher oder familidrer Verpflichtungen oder sonstiger
personlicher Griinde ("11") einzutragen.
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Spalten-Nr.

Erliuterung

4/13 - 4/23 l

Samstagsarbeit, Sonn-
und/oder Feiertags-
arbeit, Abendarbeit,
Nachtarbeit, Schicht-
arbeit

4/13 - 4/14 I

Samstagsarbeit bzw.
Sonn- und/oder Feier-
tagsarbeit

Nur Vordruck 1+E!
4/15

Abendarbeit

Zur Beantwortung der Fragen zu den Sonderformen der
Arbeitszeit ist die erste Erwerbstitigkeit im Zeitraum
Februar bis April 1993 heranzuziehen. Personen, die ihre
Tatigkeit in den letzten 3 Monaten gewechselt haben,
beantworten die Fragen bitte fiir die jetzige Tatigkeit.

Die in den Antwortkategorien verwendeten Begriffe zur
Hiufigkeit sind dabei wie folgt aufzufassen:

Stindig: normalerweise an jedem Samstag;
normalerweise am jedem Sonn- und/oder
Feiertag;
normalerweise an jedem Abend;
normalerweise in jeder Nacht;
normalerweise nur Schicht

RegelmiBig: nicht stindig, aber in gleichbleibenden Zeit-
abstinden

Gelegentlich: nicht regelmiflig (hin und wieder in unre-
gelmiBigen Zeitabstinden, auch einmalig)

Samstagsarbeit liegt vor, wenn die gesamte Arbeitszeit oder
nur ein Teil auf den Samstag zwischen 0.00 und 24.00 Uhr
fillt. Dabei ist es unerheblich, ob es sich dabei um eine typi-
sche Arbeitsschicht oder um eine normale Arbeitszeit bei
Betrieben mit 6-Tage-Woche handelt. Gleiches gilt fiir die
Arbeit an Sonn- und/oder Feiertagen.

Arbeitete eine Person z.B. von Samstag 22.00 bis Sonntag
6.00 Uhr, so ist sowohl die Frage nach Samstagsarbeit als
auch die nach Sonn- und/oder Feiertagsarbeit zu bejahen.

Abendarbeit wird zwischen 18.00 und 22.00 Uhr geleistet.
Abendarbeit ist auch dann zu bejahen, wenn nur ein Teil der
Arbeitszeit innerhalb der Zeitspanne von 18.00 bis 22.00
lag.

Sowohl Abendarbeit als auch Nachtarbeit liegen vor, wenn
die Arbeit vor 22.00 Uhr begann und nach 22.00 Uhr endete.
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Spalten-Nr.

Erlduterung

|

4/16 , I

Nachtarbeit

4/17 I

Nachtarbeitsstunden

|

4/18 |

Schichtarbeit

Sofern ein Teil oder auch die gesamte Abendarbeit anf einen
Samstag und/oder einen Sonn-/Fi eiertag fiel, so sind auch die
Fragen 4/13 und/oder 4/14 entsprechend zu bejahen.

Nachtarbeit wird zwischen 22.00 und 6.00 Uhr geleistet. Sie
ist auch dann zu bejahen, wenn nur ein Teil der Arbeitszeit
innerhalb der Zeitspanne von 22.00 bis 6.00 lag.

Sowohl Abendarbeit als auch Nachtarbeit liegen vor, wenn
die Arbeit vor 22.00 Ubr begann und nach 22.00 Uhr endete.

Sofern ein Teil oder auch die gesamte Nachtarbeit auf einen
Samstag und/oder einen Sonn-/Feiertag fiel, so sind auch die
Fragen 4/13 und/oder 4/14 entsprechend zu bejahen.

Sofern die Frage nach Nachtarbeit (4/16) bejaht wurde, so
sind hier die normalerweise auf den Zeitraum von 22.00 bis
6.00 Uhr entfallenden Arbeitsstunden einzutragen (z.B.
wurden bei einer Arbeitszeit von 17.00 bis 2.00 Uhr
4 Arbeitsstunden nachts geleistet).

Wechselt jedoch die nachts geleistete Arbeitsstundenzahl
(dies kann durch Wechselschicht bedingt sein), so ist die
durchschnittlich pro Nacht, in der die Person arbeitete,
geleistete Stundenzah! einzutragen.

Arbeitete z.B. eine Person im wdchentlichen Wechsel in
einer Friihschicht von 4.00 bis 12.00 Uhr, Spitschicht von
12.00 bis 20.00 Uhr und Nachtschicht von 20.00 bis
4.00 Uhr, so sind die Frithschicht mit zwei und die Nacht-
schicht mit sechs Nachtarbeitsstunden zu beriicksichtigen.
Der Durchschnitt von 4 Stunden ist einzutragen.

Eine Person leistet Schichtarbeit, wenn sie
a) ihre Arbeit zu wechselnden Zeiten ausiibt
(Wechselschicht)
z.B.: - Frithschicht/Spitschicht
- Frithschicht/Spatschicht/Nachtschicht
- Tagschicht/Nachtschicht
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| Spalten-Nr.

Erlduterung J

4/19 - 4/23 I

Art der Schichtarbeit J

- unregelmifige Schicht (etwa 2 Wochen
Frithschicht, dann 3 Wochen Spétschicht)

- geteilte Schicht (Teil der Arbeitszeit am Vor-
mittag, anderer Teil am Abend)

b) ihre Arbeit zwar zu konstanter, aber ungewdhnlicher Zeit
ausiibt
z.B.. - Dauer-/Nachtarbeit ‘
- nur Frithschicht oder nur Spétschicht
- 24-Stunden-Dienst oder 36-Stunden-Dienst

Arbeitete eine Person in einem Betrieb mit Schichtarbeit
ausschlieflich in einer "Normal-" oder "Tagesschicht" (z.B.
von 8.00 bis 16.00 Uhr), so liegt keine Schichtarbeit vor.

Es ist jede Frage nach der Art der Schichtarbeit zu beant-
worten, falls die Frage nach der Schichtarbeit (4/18) bejaht
wurde.

Als sonstige Schicht gilt jede Schichtart, die nicht in den
Spalten 4/19 - 4/22 genannt wurde (z.B. auch ein 24-Stun-
den-Schichtdienst bei der Feuerwehr oder ein 36-Stunden-
Schchtdienst von Arzten).
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| Spalten-Nr.

| Erlduterung | 1

4/24 I

Uberwiegende Titigkeit |

Tatigkeitsmerkmale

Bei der Angabe der iiberwiegenden Aufgabe sollen die Zwi-
scheniiberschriften Thnen eine grobe Orientierung bei der
Zuordnung zu den einzelnen Kategorien erméglichen. ,

Die Angaben der Erwerbstitigen sind ggf. in die unter "1"
bis "9", "0" genannten Kategorien zu "iibersetzen". Die
befragten Personen denken ja oftmals nicht in den aufge-
fiihrten abstrakten Bezeichnungen.

In vielen Fillen (insbesondere bei gehobenen Titigkeiten)
kann der Aufgabenschwerpunkt nicht nach der Arbeitszeit
bzw. den Arbeitsstunden festgelegt werden. Dann kénnen
Sie lediglich nach der iibertragenen Aufgabe zuordnen.

Beispiel: Fiihrungskrifte werden - zeitlich gesehen - iiber-
wiegend telefonieren, Briefe schreiben, Daten aufnehmen
und weitergeben; aber ihre Aufgabe besteht im Kern darin
zu disponieren, zu fithren oder zu leiten ("7").

Fiir Auszubildende ordnen Sie die Aufgabe bitte nach der
zu erlernenden Tétigkeit zu.

Soldaten haben die iiberwiegende Aufgabe des Sicherns und
Bewachens ("9"). -

Nun noch einige Erlduterungen zu den Gruppen der
"liberwiegend ausgetibten Tatigkeit":

Maschinen einrichten/einstellen

Alle Tétigkeiten, die sich hauptsichlich auf das Inganghal-
ten von Maschinen und halb- bzw. vollautomatischen Anla-
gen beziehen, z.B. Regeln bzw. Steuern automatischer Pro-
duktionsanlagen, Warten von Maschinen und Fahrzeugen,
Kontrolle der richtigen Einstellung von Maschinen und
Anlagen,

Das blofie Bedienen von Maschinen, z.B. am FlieBband, ist
hier nicht gemeint; es ist dem Gewinnen/Herstellen zuzy-
ordnen.
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Spalten-Nr.

Erlduterung

Gewinnen/Herstellen

Gewinnen von Rohstoffen (Kohle, Erz, Erdé}, Minerale).
Erzeugen von landwirtschaftlichen und handwerklichen
Produkten.

Bearbeiten und Verformung von Werkstoffen, wobei die
Substanz dieses Werkstoffes nicht verandert wird (z.B.
Holz, Metalle, Kunststoffe).

Verarbeitung und Verformung mehrerer Werkstoffe zu
einem oder mehreren Produkten (von Stoffen zu Beklei-
dung, von Leder zu Schuhen und Taschen).

Montieren, Zusammenbauen mehrerer in der Regel vorge-
fertigter Teile zu einem ganzen oder neuen Teilprodukt.
Montieren/Installieren: Einrichten oder Einbauen von Hei-
zungsanlagen, Wasser-/Gasleitungen usw.

Reparatur/Handel
Auch Vermitteln von Wohnungen, Immobilien, Arbeitskrif-
ten (zu "4"). ‘

Biiro/Verwaltung/Technisches Biiro/Kontrolle
Organisieren, Disponieren ("7"): Vor allem Entwicklung
von betrieblichen Absatz-, Ablauf-, Personal- u.4. Planen.

Sonstige Dienstleistungen
Reinigen von Textilien, Riumen, Glas, Gebduden, Fahrzeu-
gen, Maschinen, Stralen, Kaminen (zu"8").

Sichern (zu "9"): Neben Tatigkeiten, die sich aus der
Gewihrleistung der 6ffentlichen Sicherheit ergeben (Polizei,
Feuerwehr), auch solche der privaten und gewerblichen
(Sicherheitskontrolle, Werkschutz, Detekteien), wie auch

 der nationalen (Bundeswehr) und der Gesundheit

(Desinfektion).

Betreuen (zu "0"): Geistige Betreuung erstreckt sich nicht
nur auf religiéses Gebiet, sondern auch auf das Wissen
(Bibliothekare, Museumsfachleute), Pflegen von Menschen
und Tieren.
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. Spalten-Nr.

Erlauterung

|

4/25

- | Betriebsabteilung

4/26 : '

Stellung im Betrieb

Publizieren, kiinstlerisch arbeiten (zu "0"): Neben bildenden
und darstellenden Kiinstlern, Musikern und Schriftstellern
auch die Titigkeiten in der Bild- und Tontechnik (soweit in
Verbindung mit kiinstlerischer Aussage), der Fotografen, der
Gestaltung von Riumen, Flichen (Dekorationsmaler) und
Blittern (Grafiker).

Die Abteilung des Betriebes, zu der ein Arbeitsplatz gehort,
kann sich von der Art der iiberwiegenden Tatigkeit der ein-
zelnen Befragten selbst durchaus unterscheiden, z.B. ist fiir
eine Schreibkraft in der Forschungsabteilung eines Grof-
betriebes "4" (nicht "7") anzugeben.

Sind die Befragten in einem kleineren Betrieb beschiftigt,
der nicht in Abteilungen gegliedert ist, so tragen Sie bitte
"0" ein.

Mit der "Stellung im Betrieb” soll die Funktion des Erwerbs-
titigen innerhalb der Firma/Behorde angegeben werden.

Zur Abgrenzung der einzelnen Ebenen bei den Arbei-
tern/Angestellten/Beamten/Mithelfenden Familienangehéri-
gen sind Hinweise in Form von Beispielen aufgefiihrt. Diese
Beispiele konnen auch als Berufsbezeichnungen auftreten,
sollen aber nicht als Kontrolle zur Berufsangabe verstanden
werden. Die Berufsangabe kann je nach Art des Unterneh-
mens ein sehr unterschiedliches Gewicht haben. Ein Verkiu-
fer in einem Fachgeschift wird z.B. eine andere Qualifika-
tion und daher Verantwortung haben als ein Verkaufer fiir
Kurzwaren in einem Kaufhaus, Entsprechend wird sich der
erstere als "herausgehobene Fachkraft" verstehen und "7"
eintragen, wihrend der zweite unter "5" einzuordnen ist.

Ahnlich wird die Chefsekretiirin eines Abteilungsleiters (mit

hohem Anteil selbstindiger Titigkeit) einer héheren Ebene
angehéren als die "Schreibkraft” ("4").
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[ Spalten-Nr.

Erlduterung

4/27 |

Betricbswechsel -

4/28 |

Berufswechsel

Umgekehrt ist jedoch auch darauf zu achten, dafl sich der
Befragte nicht zu hoch einstuft. Bei einem Pharmareferenten
etwa, der in seiner Eigenschaft als qualifizierte Fachkraft
eines Chemiewerkes Arzte besucht, ist nicht "8" - Sachge-

~ bietsleiter/Referent - einzutragen, sondern je nach Ausbil-

dung "6" oder "7".

Ein Betriebswechsel muf nicht in allen Fillen mit einem
Wechsel des Arbeitgebers/Unternehmens verbunden sein. Es
ist daher auch anzugeben, wenn der Erwerbstitige zwar
beim gleichen Unternehmen beschiftigt ist, jedoch zu einer
anderen Zweigniederlassung gewechselt hat.

Ein Wechsel des ausgeiibten Berufs kann auch ohne
Umschulung stattfinden. Auch Berufswechsel, die ohne
Firmenwechsel erfolgten, sind anzugeben.
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L Spalten-Nr.

Erlauterung

Nur Vordruck 1+E!

4/29 - 4/d |

Situation ein Jahr vor
der Erhebung

4/30 - 4/35 |

Wohnungswechsel

4/36 - 4/d |

Beteiligung am
Erwerbsleben, Erwerbs-
| titigkeit Ende April
1992

Situation ein Jahr vor der Erhebung

Mit der Erhebung von Daten iiber die Situation im Vorjahr
konnen inzwischen eingetretene Verdnderungen eindeutig
als tatsichliche Verdnderungen der Situation der Befragten
festgesteilt werden. Daten dieser Art benétigt die EG fiir
Vergleiche der Entwicklung in den einzelnen Lindern, ins-
besondere im Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die ggf. zu
ergreifenden Mafinahmen,

Diese Fragen sind nur zu beantworten, wenn der Wohnsitz
Ende April 1992 nicht mit dem gegenwirtigen Wohnsitz
Ubereinstimmt, also Frage 4/29 mit "Nein" beantwortet
wurde.

Vgli die Erlauterungen zu den entsprechenden Fragen zur
gegenwirtigen Erwerbstitigkeit (3/22, 3/a).
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Erlduterung

4/41 l

Krankenkasse/
-versicherung

E. Krankenversicherung

Betriebskrankenkasse der Bundesbahn, Bundespost und

des Bundesverkehrsministeriums

- Beamte, die in dieser Betriebskrankenkasse versichert
sind, geben hier Ziffer "7" (private Krankenversicherung)
an.

- Angestellte und Arbeiter in dieser Betriebskrankenkasse
erhalten hier die Ziffer "2" (Betriebskrankenkasse).

In der Landwirtschaftlichen Krankenkasse ("6") sind alle
Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft, die Mithelfen-
den Familienangehérigen nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres, Altenteiler u.a. versichert.

Die Signatur "9" ist nur dann einzutragen, wenn eine
Person Anspruch auf Krankenversorgung ohne ein direktes
Versicherungsverhéltnis mit einer Krankenversicherung hat.
Diese wird zwischen dem zustiandigen Amt und der Versi-
cherung pauschal begriindet (z.B. fiir Sozialhilfeempfanger,
Kriegsschadenrentner, Empfanger von Unterhaltshilfe aus
dem Lastenausgleich und deren abhingige Angehorige).

Freie Heilfiirsorge der Polizei, Bundeswehr und Zivil-
dienstleistenden ("9")

Die freie Heilflirsorge der Polizei kann von verschiedenen
Gruppen in Anspruch genommen werden, z.B. von Bereit-
schaftspolizisten in Ausbildung, aber auch von Stammbeam-
ten in den Besoldungsstufen A 5 bis A 9. Dariiber hinaus
gibt es in den Bundesldndern unterschiedliche Regelungen.
Alle Soldaten (Wehrpflichtige, Zeit-/Berufssoldaten, Wehr-
tibende) unterliegen der "Freien Heilfiirsorge der Bundes-
wehr". Die Freie Heilfiirsorge kennt jedoch keine Mitversi-
cherung der abhdngigen Familienangehérigen. Angehdérige
von Zeit-/ Berufssoldaten miissen sich daher selbst versi-
chern.

Angehérige von Wehrpflichtigen sind weiterhin (wenn sie
nicht selbst versichert sind) als Familienmitglied mitversi-
chert, und zwar in der Krankenkasse, in der der Wehrpflich-
tige vor seiner Einberufung versichert war.
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Erléuterung

]

4/42 I

Versicherungsverhiltnis
in der KV

Angehorige von Wehriibenden sind wie Angehdrige von
Wehrpflichtigen zu behandeln. (Die Krankenversicherung
der Wehriibenden lauft fiir die Zeit der Wehriibung weiter.)

Abgesehen von "geringfiigig Beschaftigten" (siche 2/27 und
4/43) sind grundsitzlich alle Arbeiter und Angesteliten
dann pflichtversichert ("1"), wenn ihr monatliches Brutto-
einkommen 5 400 DM - jahrliches Einkommen 64 800 DM -
(seit 1. Januar 1993) nicht iibersteigt. In den Bundeslindern
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommermn, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt, Thiiringen und im Ostteil von Berlin darf das
monatliche Bruttoeinkommen 3 975 DM - das jahrliche
Einkommen 47 700 DM - nicht ibersteigen. Liegt ihr
monatliches Einkommen dariiber, so sind sie freiwillig ver-

sichert, konnen (in seltenen Fallen) aber auch in einer priva- -

ten Krankenversicherung versichert sein.

Versicherte in einer privaten Krankenversicherung stehen
immer in einem freiwilligen Versicherungsverhiltnis,

Beamte in der Betriebskrankenkasse der Bundesbahn und
-post sind freiwillig versichert (Ziffer "2").

Erziehungsurlauber genieBen Beitragsfreiheit nur in der
gesetzlichen Krankenversicherung (Ausnahme: Personen
ohne Krankengeldanspruch und Berufslose); es gilt i.d.R.
das Versicherungsverhiltnis, das vor Antreten des Erzie-
hungsurlaubs gait.

Personen im Vorruhestand sind wie vor dem Eintritt in den
Vorrubestand versichert (also freiwillig auch dann, wenn das
Einkommen unter der iiblichen Grenze von 5 400 DM brutto
monatlich liegt).

Arbeitslose, die Arbeitslosengeld/-hilfe bzw. Unterhaltshilfe

beziehen, sind in der Krankenversicherung pflichtversichert.
Es besteht ein Versicherungsverhiltnis bei der Kranken-
kasse, b(;i der die betroffene Person zuvor versichert war.
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Wenn eine Familie Anspruch auf Sozialhilfe hat, beachten
Sie bitte, dafl auch minderjahrige Familienangehorige einen
eigenen Anspruch haben, so daf} auch fiir diese die Signier-
ziffer "4" einzutragen ist.

Die Eintragung "4" oder "5" setzt unbedingt "9" in der Vor-
frage voraus.

~Wenn eine Person Anspruch auf freie Heilfiirsorge der

Polizei usw. hat, kénnen die Familienangehdrigen nicht bei
dieser Person mitversichert sein. Vielmehr ist die Ehefrau
selbst pflichtversichert aufgrund einer eigenen Tétigkeit
oder freiwillig versichert. Die Kinder dieser Ehefraun kénnen
durch ihre Mutter versichert sein.
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4/43 I

Pﬂiqhtversichert am
Stichtag in der GRV

F. RentenVersichérung

Pflichtversichert in der gesetzlichen Rentenversicherung
(GRV) sind hauptsichlich Arbeiter und Angestellte
(Ausnahmen s.u.), bestimmte Selbstindige (z.B. Hausge-
werbetreibende) sowie Wehr- und Zivildienstleistende.

Fiir Arbeitslose mit Arbeitslosgengeld/-hilfe werden Bei-
trige entrichtet. Sie gelten daher als pflichtversichert in der
GRV.

Personen im Vorruhestand sind pftichtversichert, wenn sie
vor dem Eintritt in den Vorruhestand bereits pflichtversi-
chert waren. Der Eintritt in den Vorruhestand begrindet fiir
Personen ohne Pflichtversicherung jedoch keine Versiche-
rungspflicht. :

Wehrpflichtige, Soldaten auf Wehriibung (fiir mindestens
3 Tage Dauer) und Zivildienstleistende sind in dem Zweig
rentenversicherungspflichtig, dem sie vor ihrer Einberu-
fung angehorten. Wer vorher nicht der gesetzlichen Renten-
versicherung angehérte - auch nicht als freiwilliges Mitglied
- wird wihrend seiner Dienstzeit in der Angestelltenrenten-
versicherung (BfA) pflichtversichert.

Folgende Personengruppen gehéren nicht zum Kreis der
Pflichtversicherten:

- Beamte und vergleichbare Angestellte mit lebenslingli-
cher Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsitzen
(sog. DO-Angestellte). Diesen seltenen Angestelltentypus
findet man bei Sozialversicherungstrigern
(Landesversicherungsanstalten, Berufsgenossenschaften,
Orts-, Innungskrankenkassen, landwirtschaftliche Alters-
und Krankenkassen u.d., nicht jedoch Ersatzkassen).
Jedoch sind nicht alle dort beschiftigten Angestellten anch
DO-Angestellte! Der sog. "Bankbeamte" ist in der Regel
rentenversicherungspflichtiger Angestellter.
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- Selbstéindige (Ausnahme siehe oben) und Mithelfende
Familienangehérige ohne Arbeitsvertrag. Wer als Mit-
helfender Familienangehoriger einen Arbeitsvertrag hat,
ist sowohl in der Krankenversicherung als auch in der
Rentenversicherung pflichtversichert - es sei denn, er fiele
unter die genannten Ausnahmen. Mithelfende Famili-
enangehdrige mit Arbeitsvertrag sind auch im Abschnitt
"Erwerbstitigkeit, Arbeitsuchende" als Angestellte oder
Arbeiter einzutragen und nicht als Mithelfende Familien-
angehorige.

- Angestellte kénnen von der Versicherungspflicht befreit
sein, wenn sie einen giiltigen Befreiungsbescheid der Bun-
desversicherungsanstalt fiir Angestellte (BfA) besitzen. Es
handelt sich hierbei um einen sehr kleinen Kreis, der bis
zum 31.12.1967 nicht der Versicherungspflicht unterlag
und der sich unter bestimmten Bestimmungen auch iiber
diesen Zeitpunkt hinaus befreien lassen konnte. Nach dem
Rentenreformgesetz haben diese Angestellten ab 1.1.1973
aber wieder die Méglichkeit, in die Angestelltenrentenver-
sicherung einzutreten.

- Geringfiigig beschaftigte Arbeitnehmer sind auch von
der Rentenversicherungspflicht befreit. Eine Erwerbstitig-

- keit wird versicherungsrechtlich dann als eine geringfii-

gige Beschiftigung bzw. geringfiigige selbstindige Tatig-
keit bezeichnet, wenn sie nur "kurzfristig" ausgeiibt oder
nur "geringfiigig entlohnt" wird.

Eine Titigkeit gilt im Jahr 1993 als:

- kurzfristig, wenn sie im Laufe eines Jahres ihrer Eigen-
schaft nach oder im Voraus vertraglich auf eine Dauer von
hdchstens zwei Monaten oder 50 Arbeitstage begrenzt ist.

- geringfiigig entlohnt, wenn sie zwar laufend oder in
regelmiBiger Wiederkehr ausgeiibt wird, die vereinbarte
Wochenarbeitszeit aber unter 15 Stunden liegt und das
durchschnittliche Arbeitsentgelt regelmiBig im Monat
530DM (in den neuen Bundeslindern 390 DM) nicht
ubersteigt.
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Personen, die sich im Erziehungsurlaub befinden, sind
i.d.R. pflichtversichert in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (Ausnahme: z.B. Beamte). Die Beitriige gelten als
durch den Bund entrichtet.

Wer am Erhebungsstichtag arbeitsunfahig krank ist und zu
dieser Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt mehr bezieht,
ist nicht unter dieser Frage, sondern ggf. unter den Folgefra-
gen zu beriicksichtigen. Das gleiche gilt fiir werdende Miit-
ter und Wochnerinnen am Erhebungsstichtag, die anfgrund
des Mutterschutzgesetzes nicht mehr beschiftigt werden und
zu dieser Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt beziehen.

Auch Rentner kénnen, wenn sie noch erwerbstitig sind, in
einer Rentenversicherung versichert sein.

Bitte beachten Sie, daB die Fragé ob ein Haushaltsmitglied
Beitrdge zur Altershilfe fir Landwirte zahlt, hier nicht zu

> 653 elug ‘qewze Jstellen ist.

4/44 l

Pflichtversichert in den
letzten 12 Monaten in
der GRV

4/45 l

Freiwillig versichert in
der GRV

g AL383

Eine Pflichtversicherung in den letzten 12 Monaten liegt
dann vor, wenn wenigstens ein Pflichtbeitrag in diesem
Zeitraum entrichtet wurde, aber in der Berichtswoche keine
Pflichtversicherung mehr besteht, z.B. wenn sich eine Per-
son selbstindig gemacht hat oder in ein Beamtenverhiltnis
iibernommen worden ist.

Wenn die in den letzten 12 Monaten gezahlten Beitrige
zuriickerstattet wurden, tragen Sie dieses friihere Versiche-
rungsverhiltnis bitte nicht hier ein.

Bei dieser Frage sind Eintragungen vorzmehmen, wenn
Haushaltsmitglieder in den letzten 12 Monaten vor der
Berichtswoche nicht versicherungspflichtig waren, sich aber
freiwillig versichert haben, um einen Rentenanspruch zu
erwerben.

Auch hier sind riickerstattete Beitrige nicht anzugeben.
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4/46 I Hier geben Sie bitte an, ob Haushaltsmitglieder in der Zeit

vom 1.1.1924 bis ein Jahr vor der Erhebung irgendwann
einmal Beitrige zur Rentenversicherung gezahlt haben (2.B.
wenn sie ihre Erwerbstitigkeit aufgegeben haben, um sich
der Erziehung ihrer Kinder zu widmen).

Wenn Personen bereits eine Rente beziehen, sind die frither
gezahlten Beitrdge zur Erlangung dieser Rente hier nicht
anzugeben.

IS( d;‘l (493 Wenn frilhere Beitrige zuriickerstattet wurden, tragen Sie

diese ebenfalls nicht ein.

Beitrage seit 1.1.1924
in der GRV

Pﬁ(ma(,o 2 |
ek
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4/47 I

Uberwiegender Lebens-
unterhalt

L. Unterhalt, Einkommen

Auch fiir Erwerbstitige muf8 die Erwerbstitigkeit nicht die
iberwiegende Unterhaltsquelle sein (z.B. Auszubildende
beziehen oft ihren Lebensunterhalt von den Eltern).

Rentner, die noch erwerbstitic sind, konnen, je nach
Umfang der Leistungen, iiberwiegend von ihrer Erwerbsti-
tigkeit oder ihrer Rente leben.

Fiir Betriebsrenten aus einer betrieblichen Altersversor-
gung vermerken Sie in den (wohl seltenen) Fillen, in denen
diese die iiberwiegende Unterhaltsquelle darstellen, die
Signatur 3.

Ehefrauen, die z.B. aus einer "Nebentitigkeit" ein geringes
zusitzliches Einkommen beziehen, von dem sie nicht allein
leben kdnnen, geben hier "Unterhalt durch Ehemann” (4) an.

RegelmiBige Leistungen aus Lebensversicherungen
(einschl. der Leistungen aus den Versorgungswerken fiir
bestimmte Freie Berufe wie z.B. Arzte, Apotheker) sind als

* "Unterhalt aus eigenem Vermégen" (5) einzuordnen.

Stellt das Erziehungsgeld den tiberwiegenden Lebensunter-
halt dar, so ist dies den "Sonstigen Unterstiitzungen" (7)
zuzuordnen. Bezieht eine Person in den neuen Bundeslin-
demn ihren iiberwiegenden Lebensunterhalt aus Altersiiber-
gangsgeld, so ist hier ebenfalls "7" einzutragen.

Bei Personen, die sich aufgrund von Tarifvereinbarungen im
Vorruhestand befinden, gilt das sog. Vorruhestandsgeld
weder als Einkommen aus Erwerbstitigkeit noch als Rente.
Bezieht ein Haushaltsmitglied seinen iiberwiegenden
Lebensunterhalt aus dem Vorruhestandsgeld, so ist "7"
(Sonstige Unterstiitzungen (z.B. BAFSG, Vorruhestands-
geld)) einzutragen.
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4/48 - 4/51

Offentliche Rente,
Pension

Hier sind alle Renten der einzelnen Haushaltsmitglieder
anzugeben, auch wenn sie davon nicht jhren {iberwiegenden
Lebensunterhalt bestreiten. Unterscheiden Sie nach eigenen
Versichertenrenten und nach Witwen-, Waisenrenten u.4..
Eine eigene Rente bezieht ein Rentner aufgrund seiner
gezahlten Beitrige zu einer Versicherung.

Pensionen aus 6ffentlichen Kassen erhalten nur Beamte und
Personen, die unter Art. 131 Grundgesetz fallen. Pensions-
zahlungen im Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung
werden hier nicht beriicksichtigt.

Zahlungen an Hinterbliecbene aus den Rentenzweigen
sind in den Spalten "Witwen-, Waisenrenten, -pensionen
usw." anzugeben.

Beachten Sie bitte auch, da Kinder selbst (Halb-) Waisen-
renten erhalten und diese Renten nicht Teil der Rente der
Mutter sind.
(Halb-) Waisenrenten werden uneingeschrénkt bis zur Voll-
endung des 18. Lebensjahres geleistet. Dariiber hinaus
besteht langstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres
Anspruch auf Waisenrente, wenn die Waise

- sich in Schul- oder Berufsausbildung befindet

- ein freiwilliges soziales Jahr leistet oder

- wegen korperlicher, geistiger oder seelischer Behinde-

rung nicht imstande ist, sich selbst zu unterhalten.

In den Fillen, in denen die Waise vor Vollendung des 27.
Lebensjahres die Schul- oder Berufsausbildung durch Ablei-
stung des gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes unterbricht
oder verschiebt, verlingert sich der Anspruch auf Waisen-
rente entsprechend auch iiber das 27. Lebensjahr hinaus.
Zudem ist der gesetzliche Anspruch auf Waisenrente von
der Hohe des Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommens der
Waise abhiingig.

Zu den "{ibrigen 6ffentlichen Renten" gehéren auch die Zah-
lungen der Altershilfe fir Landwirte, also die Landabgabe-
rente und das Altersgeld.
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Private und sonstige
Einkommen

L(?ud@f%d CQ ?

Erlauterung j

Wenn jemand mehrere Renten nebeneinander erhilt, tragen
Sie sie in der Reihenfolge nach der Héhe des monatlichen
Betrages ein, getrennt nach eigener bzw. Witwen-, Waisen-
rente. Die Renten der Gesetzlichen Rentenversicherung
(BfA, KRV, LVA) sind bei Dreifachbezug von Versicher-
tenrenten vorrangig einzutragen.

Wohngeld (6) kann nur eine Person im Haushalt beziehen.

Sozialhilfe (1) erhilt jedes einzelne Haushaltsmitglied, das
die Anspruchsvoraussetzungen erfiillt, so daB auch Kinder
Bezieher von Sozialhilfe sein kénnen.

Erziehimgsgeld ist als "sonstige 6ffentliche Unterstiitzung"

<<=(3) einzutragen, ebenso der Bezug von Altersiibergangsgeld

(nur in den neuen Bundeslindem).

Bezieher von Vorruhestandsgeld aufgrund von Tarifvertri-
gen (Alter mindestens 58 Jahre) erhalten diese Zahlungen
vom fritheren Arbeitgeber. Daher ist dieses Einkommen den
"Betriebsrenten" (4) zuzuordnen.

Leistungen aus Versorgunéswerken’ fir bestimmte Freie
Berufe wie z.B. Arzte, Apotheker sind unter "Lelstungen aus
der Lebensversicherung” (7) einzutragen.

"Private Unterstitzungen" (9) kénnen z.B. auch die Zahlun-
gen sein, mit denen Eltern ihre auswirts studierenden Kin-
der unterstiitzen, oder Stipendien sowie Alimentationszah-
lungen.

Auch kleine Kinder konnen schon eigene private Einkom-
men beziehen, z.B. aus Vermietung oder eigenem Vermo-
gen. Diese Einkommen sind deshalb auch bei den Kindern
selbst einzutragen.

Wenn jemand mehrere private Einkommen bezieht, tragen
Sie diese bitte entsprechend ihrer Hohe ein.
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4/54, 55 I

Nettoeinkommen

|

Tragen Sie bei dieser Frage bitte die Summe aller Ein-
kommensarten fiir jedes Haushaltsmitglied - also auch fur
Kinder - ein.

Bitte beachten Sie, daB hier das Nettoeinkommen im April
1993 angegeben werden soll, also ohne Lohnsteuer, Kir-
chensteuer, Sozialversicherungsbeitrige u.4. Betrige.
Zuschiisse zum Vermégenswirksamen Sparen sind jedoch
dem Nettoeinkommen zuzurechnen, ebenso Vorschisse,
gef. der vom Arbeitgeber getragene Anteil einer Werkswoh-
nungsmiete .. Betrige.

Auch Sachbeziige (Naturalbeziige, Deputate) sind hier
anzugeben. Erhilt ein Haushaltsmitglied von seinem Arbeit-
geber volle Verpflegung und/oder Unterkunft, so sind fol-
gende Werte - ggf. zusitzlich zum Lohn - fiir die Sachbe-
ziige einzusetzen:

Art Monatlich

des Altes Neue
Sachbezuges Bundesgebiet Bundesldnder
Freie Kost + Woh-

nung einschl. Hei-

zung u. Beleuchtung DM 590,00 DM 475,00
Volle Kost DM 318,60 DM 318,60
Wohnung mit Hei-

zung und Beleuch- .
tung - DM 271,40 DM 156,40

Wird die freie ‘Kost und Wohnung nicht nur dem Arbeit-
nehmer allein, sondern auch seinen Familienangehérigen
gewihrt, so ist der Wert der Sachbeziige zu erhGhen:

1. Fiir die Ehefran um 80 %
2. Fiir jedes Kind bis zum 6. Lebensjahr um 30 %
3. Fiir jedes Kind im Alter von mehr als 6 Jahren um 40 %

Bitte beachten Sie, daB auch Kinder Einkiinfte haben kon-
nen. Gedacht ist hierbei an Waisenrenten, Alimentenzahlun-
gen und Ausbildungsbeihilfen.
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Einkommen in ausldndischer Wahrung sind in Deutsche
Mark umzurechnen.

Hat ein Haushaltsmitglied Einkommen aus mehreren der
angefiihrten Quellen, so sind die einzelnen Betrige zm
addieren.

Trennungsentschidigungen, Ausiésungen usw. gelten nicht
als Einkommen.

Da Selbstindigen oft nur der Nettobetrag des gesamten Jah-
res bekannt ist, mufl fiir diese Personen das Jahreseinkom-
men durch 12 geteilt werden.

Fiir selbstindige Landwirte bzw. Mithelfende Familienan-
gehorige ohne Pflichtversicherung in der Rentenversiche-
rung brauchen Sie keine Angabe zur H6he des Einkommens
zu machen (Signatur "50").

Die wichtigsten Einkommensquellen sind:

Lohn oder Gehalt .

Gratifikation (13. Monatsgehalt)
Unternehmereinkommen

die in den Fragen 4/48 - 53 genannten Einkommensarten
Arbeitslosengeld/-hilfe

Kindergeld '

bW~
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Als Ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk, die Auswahlbezirksnummer und die
laufende Nummer des Haushalts im Auswahlbezirk aus der Verteilungsliste zu liberneh-
men.

Lfd. Nr. der Person im Achten Sie bitte darauf, daB die Reihenfolge der Personen
Haushalt mit der im Vordruck 1 ibereinstimmt.

A. Angaben zur Person

5/16,17 I Bitte beantworten Sie diese Frage auch fir Personen, die
EheschlieBungsjahr ] nicht mehr verheiratet (also verwitwet oder geschieden)

sind. Fiir ledige Personen lassen Sie die Frage unbeantwor-
tet.

£

E. Krankenversicherung

5/19 | Richten Sie diese Frage bitte an alle Haushaltsmitglieder,
die angegeben haben, daf} sie krankenversichert sind.

Wenn Haushaltsmitglieder zusatzliche Teilversicherungen
abgeschlossen haben, die z.B. Anspruch auf Tagegeld bei
Krankenhausaufenthalt beinhalten, vermerken Sie bitte
IlJa" (l).

Auch als Mitglied einer privaten Krankenversicherung kann
man eine zusitzliche private Krankenversicherung
abschlieflen.

Zusitzliche private
Krankenversicherung
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5/35, 36 |

Aufenthaltsdauer

5/39 - 5/42 |

Kinder im Heimatland

Erlduterung j
B. Auslidnder '

Der Fragenkomplex "Auslénder" ist nur an Personen zu rich-
ten, fiir die zur Frage nach der Staatsangehérigkeit (Spalten
2/20,21 im Vordruck 1) die Schliisse! "02" bis "50" einge-
tragen wurden. '

Fiir Deutsche bleiben die entsprechenden Spalten leer.

Bitte beachten Sie folgenden Sonderfall:

Hatte ein Ausldnder nach einem ersten Zuzug in die Bundes-
republik Deutschland fiir mehr als 6 Monate die Bundesre-
publik wieder verlassen und kehrte anschliefend zuriick, so
ist das Jahr des zweiten (dritten) Zuzugs hier anzugeben,
Nur bei unter 6monatigem Auslandsaufenthalt ist das Jahr
des ersten Zuzugs in die Bundesrepublik anzugeben.

<

Bei Ehepaaren ist die Zahl der Kinder je Altersgruppe nur
bei einem Elternteil einzutragen. Kinder, die auch in der
Bundesrepublik leben, werden nicht gezihlt.
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5/43 l

Allgemeiner Schul-
abschluf}

5/44 I

Art des allgemeinen
Schulabschlusses

I. Aus- und Weiterbildung

Die Fragen zur Aus- und Weiterbildung sind nur an Personen
im Alter von 15 Jahren und alter zu richten. Fiir Kinder unter
15 Jahren bleiben die Fragen unbeantwortet.

"Ja" ist anzugeben, wenn ein allgemeiner Schulabschlufl
bereits erreicht wurde. Schiiler, die noch eine allgemeinbil-
dende Schule besuchen, miissen diese Frage nicht beantwor-
ten.

Bei dieser Frage ist jeweils nur die erfolgreich abgeschlos-

" sene Schulausbildung anzugeben, und zwar der héchste

erreichte Abschlufl. Schiiler, die noch eine allgemeinbil-
dende Schule besuchen, miissen diese Frage nicht beantwor-
ten.

Haupt-, (Volksschulabschluf}) ("'1'"):

Dieser Abschlufl kann nach Erfiillung der Vollzeitschul-
pflicht von derzeit 9 bis 10 Schuljahren an.
Volks-/Hauptschulen, Sonderschulen, Realschulen, inte-
grierten Gesamtschulen und Gymnasien sowie nachtraglich
auch an beruflichen Schulen erworben werden.

Realschulabschlufl (Mittlere Reife) oder gleichwertiger
AbschluB} ("'2"):
Abschlufizeugnis der Realschule, der Abendrealschule, eines
Realschulzweiges an Gesamtschulen sowie Versetzungs-
zeugnis in die 11. Klasse des Gymnasiums; AbschluBzeug-
nis einer Berufsaufbau- oder Berufsfachschule. Die Mittlere
. Reife kann auflerdem an Berufsschulen, Fachschulen, Kol-
legschulen sowie im Berufsgrundbildungsjahr erworben
werden. .

AbschluBl der allgemeinbildenden polytechnischen Ober-
schule in der ehemaligen DDR ("'3"):

Abschluflizeugnis der 8. oder 10. Klasse der allgemeinbil-
denden polytechnischen Oberschule in der ehemaligen
DDR.
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5/46

Beruflicher Ausbil-
dungsabschlufl

Fachhochschulreife ("'4")

- an einer allgemeinbildenden Schule:
Sie wird mit dem Abgang nach der 12. Klasse eines
Gymnasiums in Verbindung mit einer erfolgreich abge-
legten Abschlufipriifung in einem anerkannten Ausbil-
dungsberuf (Lehre) oder einer mindestens einjdhrigen
Berufs- bzw. Praktikantentitigkeit erworben.

- an einer beruflichen Schule:
Sie kann durch den Abschlufl einer Fachoberschule,
einer Kollegschule, einer Fachschule sowie in einem
beruflichem Gymnasium erworben werden.

Allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife (Abitur)
(nsn)

- an einer allgemeinbildenden Schule:
‘Abschlufi eines Gymnasiums, einer Integrierten Gesamt-
schule, eines Kollegs, Abendgymnasiums sowie
Abschlufl der erweiterten Oberschule in der ehemaligen
DDR

- an einer beruflichen Schule:
Sie kann durch den Abschluf} eines beruﬂlchen Gymna-
siums, einer Kollegschule, einer Fachschule, der Fach-
schule in der ehemaligen DDR sowie durch eine Berufs-
ausbildung mit Abitur in der ehemaligen DDR erworben
werden.

Geben Sie hier bitte nur den letzten Abschluf} an; meist ist
dies auch der hachste Abschluf}.

Abschluf} einer Lehr-/Anlernausbildung oder gleichwer-
tiger Berufsfachschulabschiufl

Bei Abschlufl einer Lehr-/Anlernzeit von mindestens 2 Jah-
ren tragen Sie bitte Abschluff einer Lehr-/
Anlernausbildung ("2"}) ein.

Gleichwertiger =~ Berufsfachschulabschluff  ist das
AbschluBizeugnis einer Berufsfachschule fiir Berufe, fiir die .
nur eine Berufsfachschulausbildung moglich ist, z.B.
Héhere Handelsschule.
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Personen, die ihre berufliche Ausbildung in der ehemaligen
DDR abgeschlossen haben, kénnen als letzte berufliche
Ausbildung eine berufliche Teilausbildung absolviert
haben. Die berufliche Teilausbildung wird absolviert fiir
Arbeitsaufgaben, die iiblicherweise Aufgaben eines entspre-
chenden Facharbeiters sind, fiir die allein aber kein Fachar-
beiterabschluf} erforderlich ist. Die Teilausbildung zihlt zur
Berufsausbildung und erfolgt auf der Grundlage eines Lehr-
vertrages fiir vorzeitige Abganger der Oberschule und fiir
Abgénger einer Hilfsschule. Sie ist auch fiir Werktitige
moglich. Diese Teilausbildung ist ebenfalls mit "2" zu
schliisseln.

Als berufliches Praktikum ("'3") giit eine mindestens ein-
jahrige (bisher: sechsmonatige) praktische Ausbildung im
Betrieb (z.B. Technisches Praktikum).

Abschlufl einer Fachschule in der ehemaligen DDR ("'S")
trifft zu fiir Personen, die auf dem Gebiet der ehemaligen
DDR eine Fach- und Ingenieurschule, z.B. fiir Grundschul-
lehrer, Okonomen, Bibliothekare, Werbung und Gestaltung
abgeschlossen haben.

Fachhochschulabschlu (auch Ingenieurschulabschlufl)
beinhaltet das Studium an Fachhochschulen ("6")
(einschlieBlich der Verwaltungsfachhochschulen). Gleich-
wertig ist hier die Berufsakademie anzusehen, auch die fiii-
heren Ausbildungsgénge an Héheren Fachschulen fiir Sozi-
alwesen, Sozialpddagogik, Wirtschaft usw. und an Poly-
techniken sowie die friiheren Ingenieurschulen.

Abschlu8 einer wissenschaftlichen Hochschule ("'7'")
beinhaltet das Studium an Universititen, Gesamthochschu-
len, Fernuniversititen, technischen Hochschulen und
padagogischen sowie theologischen und Kunsthochschulen.
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r Spalten-Nr.

Erlduterung. j

e ]

Hauptfachrichtung

5/147 l

Fortbildung/
Umschulung
it
b
5/48 l
Davuer der Fortbildung

Wenn in Frage 5/46 (beruflicher AusbildungsabschluB) ein
Fachhochschulabschlufl (auch Ingenieurschulabschlufl) oder
HochschulabschluB angegeben wurde, ist die Hauptfachrich-
tung des letzten Abschlusses moglichst genau und ausfiihr-
lich (z.B. Maschinenbau, Elektrotechnik, Sozialpddagogik)
zu erfragen und einzutragen.

Berufliche Fortbildung hat zum Ziel, berufliche Kennt-

nisse und Fertigkeiten aufrecht zu erhalten, zu erweitern, der

technischen Entwicklung anzupassen oder einen beruflichen

Aufstieg zu erméglichen. Sie knppft an bereits vorhandene

berufliche Kenntnisse und FertigKeiten an.

Hierzu z#hlt z.B.:

- Besuch von Meister-/Technikerschulen

- betriebliche Kurse zur Erhaltung und Ergénzung des beruf-
lichen Wissens

- Fernunterricht aus dem Lehrangebot pnvater oder ver-
bandlicher Fernlehreinrichtungen

Berufliche Umschulung hat zum Ziel, den Ubergang in
einen anderen Beruf zu ermdglichen, z.B. nach einem
Unfall. ‘
Auch eine weitere Lehr-/Anlernausbildung kann eine
Umschulungsmafinahme sein. Fiir die Teilnahme am Funk-
kolleg und dhnlichen Angeboten der Rundfunkanstalten etc.
tragen Sie bitte Fortbildung auf andere Art ("6") ein.

Fiir bereits abgeschlossene Fortbildungs- oder Umschu-
lungsmafinahmen ist hier die Daner anzugeben. Ist die Fort-
bildung oder Umschulung noch nicht abgeschlossen geben
Sie bitte Slgmerz1ffer "6" an



-60-

IV.4 Imterviewervordruck 2 + E

[ Spalten-Nr.

[ Erliuterung

|

Als Ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk, die Auswahlbezirksnummer und die
laufende Nummer des Haushalts im Auswahlbezirk aus der Verteilungsliste zu iiberneh-

men.

Lfd. Nr. der Person im
Haushalt

5/16, 17 I

Eheschliefungsjahr J

5/18 |

Lebenspartner

5/19 |

Zusitzliche private

Krankenversicherung

Achten Sie bitte darauf, dal die Reihenfolge der Personen
mit der im Vordruck 1+E ibereinstimmt.

A. Angaben zur Person

Bitte beantworten Sie diese Frage auch fiir Personen, die
nicht mehr verheiratet (also verwitwet oder geschieden)
sind. Fiir ledige Personen lassen Sie die Frage unbeantwor-
tet.

Diese Frage richtet sich nur an Personen, die nicht mit der
ersten Person im Haushalt verwandt oder verschwagert sind,
also "Nein" in Frage 2/19 im Interviewervordruck 1+E
angegeben haben.

Fiir die erste Person im Haushalt entfallt die Angabe zu die-
ser Frage (die Ziffer "1" ist bereits eingedruckt).

Bitte beachten Sie, daB auch Schwiegersbhne und/oder
-tdchter sowie Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder des
Lebenspartners der ersten Person als Kinder des Lebens-
partners ("3") gelten.

Fir in Gemeinschaftsunterkiinften lebende Personen, die
keinen eigenen Haushalt fiihren, bleibt diese Spalte leer.

E. Krankenversicherung

Richten Sie diese Frage bitte an alle Haushaltsmitglieder,
die angegeben haben, daf sie krankenversichert sind.

Wenn Haushaltsmitglieder zusitzliche Teilversicherungen
abgeschlossen haben, die z.B. Anspruch auf Tagegeld bei
Krankenhausaufenthalt beinhalten, vermerken Sie bitte
"Ja" ( 1).

Auch als Mitglied einer privaten Krankenversicherung kann
man eine zusitzliche private Krankenversicherung
abschliefien.
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L Spalten-Nr,

I

Erléuterung

5/20 - 31 I

Erwerbstitigkeit

]

5/24, 25 l

Tatige Personen...

5/26 - 29 I

Arbeitsort

G. Erwerbstatigkeit

Der Fragenkomplex "Erwerbstitigkeit" ist nur fiir die erste,
gegenwirtige Erwerbstitigkeit zu beantworten.

Bitte lassen Sie sich moglichst die genaue Anzahl der in der
Arbeitsstitte titigen Personen angeben (Ziffern "01" bis
"13"). Nur in den Fillen, in denen die genaue Zahl nicht
bekannt ist, sollten Sie erfragen, ob 10 und weniger oder
mehr als 10 Personen in der Arbeitsstitte beschiftigt sind
(Ziffer "14" bzw. "15").

Den tétigen Personen sind auch Teilzeitbeschiftigte, Aus-
zubildende, die titigen Firmeninhaber und die Mithelfenden
Familienangehérigen zuzurechnen,

Arbeitsstitten sind voneinander abgegrenzte drtliche Ein-
heiten (Gebinde) oder Grundstiicke, auf/in denen die
Beschiftigten eines Unternehmens/einer Firma titig sind.
Besteht das Unternehmen/die Firma aus mehreren Arbeits-
stitten (z.B. aus einer Haupt- und einer Zweigniederlas-
sung), so ist nur die Zahl der titigen Personen in der Nieder-
lassung/Arbeitsstitte anzugeben, in der die betreffende Per-
son beschiftigt ist.

Bitte beachten Sie aber auch, daB die Arbeitsstitte eines
Unternehmens/einer Firma aus einer Gruppe von Gebiuden
bestehen kann, wie etwa der Produktionsstitte, einer Lager-
halle und dem Verwaltungsgebaude auf dem Betriebsgelin-
de einer Firma. Die in diesen Geb#uden titigen Personen
sind einer einzigen Arbeitsstitte zuzuordnen.

Geben Sie bitte fiir Erwerbstitige als Arbeitsort den Ort (die
Lage der Arbeitsstitte) an, an dem sie arbeiten, also nicht
den Ort, an dem die Firma ihren Hauptsitz hat, wenn sie in
einer Zweigniederlassung titig sind.
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li Spalten-Nr.

Erlduterung

|

5/28, 29 |

Bundesland, Reg. -
Bezirk, Region

5/30 I

Arbeit zu Hause

Liegt der Arbeitsort/die Arbeitsstitte innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland ("01" in Frage 5/26, 27), so tra-
gen Sie bitte hier die Ziffer fir den entsprechenden Regie-
rungsbezirk im Bundesland ein (z.B. "16" fiir Dessau im
Bundesland Sachsen-Anhalt). Liegt der Arbeitsort dagegen
in einem Bundesland, das nicht nach Regierungsbezirken
gegliedert ist, so geben sie bitte die Ziffer fiir das entspre-
chende Bundesland an (z.B. "01" fiir Schleswig-Holstein).

Fiir Personen, die auflerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land beschiiftigt sind, ist hier nur dann ein Eintrag erforder-
lich, wenn die Arbeitsstitte in Belgien, Frankreich oder
in den Niederlanden liegt. In den Fillen, in denen sich die
Arbeitsstitte in einer an das Gebiet der heutigen Bundesre-
publik angrenzenden Region befindet, kann diese und die
dazugehorige Signierziffer dem Schliissel entnommen wer-
den (z.B. "21" fiir Littich in Belgien).

Fiir alle iibrigen Regionen in Belgien, Frankreich und in den
Niederlanden ist Ziffer "29" einzutragen.

"Arbeit zu Hause" liegt zumeist bei Selbstindigen in kiinst-
lerischen und freien Berufen vor, die ganz oder teilweise in
einem fiir die beruflichen Zwecke eingerichteten Teil ihrer
Wohnung (z.B. Atelier eines Kiinstlers) tétig sind.

Dagegen sind etwa Arzte oder Steuerberater nicht zu Hause
tatig, wenn deren Praxis bzw. Biiro an den Wohnraum
angrenzt und mit einem separaten Eingang versehen ist.
Gleiches gilt fiir Landwirte, die auf ihren Feldern, in Stal-
lungen oder sonstigen - nicht zum Wohnbereich gehérenden
- Gebiuden titig sind.
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| Spalten-Nr.

Erlduterung

5/31 l

Dauer befristeter Titig-
keit

Arbeitnehmer arbeiten zn Hause, wenn sie ihren Beruf aus-
schlieBlich oder teilweise zu Hause ausiiben, wie etwa
- Arbeitnehmer, die Heimarbeit verrichten und hierfiir
vom Arbeitgeber mit einem Computer (PC) ausgestattet
wurden,
- Handelsreisende, die ein auswirtiges Kundengesprich
vorbereiten und
- Lehrer, die im Rahmen ihrer beruflichen Titigkeit zu
Hause Unterrichtsstunden vorbereiten und Klassenarbei-
ten korrigieren miissen.

Arbeit zu Hause liegt jedoch nicht vor, wenn Arbeitnehmer
unter Zeitdruck oder aus persénlichem Interesse in ihrer
Freizeit unentgeltlich arbeiten.

Die in den Antwortkategorien verwendeten Begriffe zur
Hiufigkeit sind dabei wie folgt aufzufassen:

hauptsdchlich: in den letzten 4 Wochen vor der Berichts-
woche wurde an mindestens der Hilfte
aller Arbeitstage zu Hause gearbeitet

manchmal: in den letzten 4 Wochen vor der Berichts-
woche wurde mindestens einmal, aber an
weniger als der Hilfte aller Arbeitstage zu
Hause gearbeitet

Bitte beachten Sie hier, da Erwerbstitige mit befristeten
Arbeitsvertrigen ("2" in Frage 3/23) die Gesamtdauer vom
Beginn der Téatigkeit bis zum Vertragsende angeben, also
mit Beriicksichtigung der bis zum Befragungsstichtag
bereits verstrichenen Zeit.

Die Laufzeit befristeter Arbeitsvertrage ist i.d.R. in ganzen
Monaten oder Jahren angegeben. In von dieser Regel abwei-
chenden Fillen runden Sie bitte auf, Wird z.B. die Gesamt-
dauer der befristeten Tétigkeit mit 15 Wochen (3% Monate)
angegeben, so ist Ziffer "3" fiir 4 bis 6 Monate einzutragen.



-64-

Spalten-Nr.

]

Erlduterung

5/32 I

Letzter Kontakt zam
Arbeitsamt

[5/33 |

Wunsch nach Erwerbs-
titigkeit

5/34 |

Verfligbarkeit

D. Arbeitsuche

Diese Frage richtet sich nur an Personen, die eine Erwerbs-
tatigkeit liber das Arbeitsamt suchen und auf eine Antwort
des Arbeitsamtes warten ("09" in Frage 2/31,32 oder 2/33,34
im Interviewervordruck 1+E).

Nichterwerbstatigkeit

Bitte beachten Sie, daB lediglich Personen, die gegenwar-
tig weder erwerbstitig sind, noch eine Erwerbstitigkeit
suchen, befragt werden, ob sie (iiberhaupt) eine berufliche
Tatigkeit wiinschen ("Nein" in Fragen 2/25 bis 2/28 in Vor-
druck 1+E).

Die Frage nach der Verfligbarkeit fiir die Aufnahme einer
Titigkeit ist nur von nichterwerbstitigen Personen zu
beantworten, die in Frage 5/33 angegeben haben, eine
Erwerbstitigkeit zu wiinschen.
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Spalten-Nr.

l

Erlduterung

5/35, l

Aufenthaltsdaver

|

5/39 - 5/4 |

Kinder im Heimatland

B. Auslénder

Der Fragenkomplex "Ausldnder" ist nur an Personen zu rich-
ten, fiir die zur Frage nach der Staatsangehdrigkeit (Spalten
2/20,21 im Vordruck 1) die Schliissel "02" bis "50" einge-
tragen wurden.

Fiir Deutsche bleiben die entsprechenden Spalten leer.

Bitte beachten Sie folgenden Sonderfall:

Hatte ein Auslénder nach einem ersten Zuzug in die Bundes-
republik Deutschland fiir mehr als 6 Monate die Bundesre-
publik wieder verlassen und kehrte anschliefend zurick, so
ist das Jahr des zweiten (dritten) Zuzugs hier anzugeben.
Nur bei unter 6monatigem Auslandsaufenthalt ist das Jahr
des ersten Zuzugs in die Bundesrepublik anzugeben.

Bei Ehepaaren ist die Zahl der Kinder je Altersgruppe nur
bei einem Elternteil einzutragen. Kinder, die auch in der
Bundesrepublik leben, werden nicht gezihlt.
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[ Spalten-Nr.

| Erliuterung

5/43 |

Allgemeiner Schulab-
schluf3

5/44 |

Art des allgemeinen
Schulabschlusses

I. Aus- und Weiterbildung

Die Fragen zur Aus- und Weiterbildung sind nur an Personen
im Alter von 15 Jahren und alter zu richten. Fiir Kinder unter
15 Jahren bleiben die Fragen unbeantwortet.

"Ja" ist anzugeben, wenn ein allgemeiner Schulabschlufl
bereits erreicht wurde. Schiiler, die noch eine allgemeinbil-
dende Schule besuchen, miissen diese Frage nicht beantwor-
ten.

Bei dieser Frage ist jeweils nur die erfolgreich abgeschlos-
sene Schulausbildung anzugeben, und zwar der hochste
erreichte Abschluf. Schiiler, die noch eine allgemeinbil-
dende Schule besuchen, miissen diese Frage nicht beantwor-
ten.

Haupt-, (Volks)schulabschluB ("'1"):

Dieser Abschluff kann nach Erfiillung der Vollzeitschul-
pflicht von derzeit 9 ©bis 10 Schuljahren an
Volks-/Hauptschulen, Sonderschulen, Realschulen, inte-
grierten Gesamtschulen und Gymnasien sowie nachtraglich
auch an beruflichen Schulen erworben werden.

Realschulabschlufl (Mittlere Reife) oder gleichwertiger
Abschlu (""2"):

Abschlulzeugnis der Realschule, der Abendrealschule, eines
Realschulzweiges an Gesamtschulen sowie Versetzungs-
zeugnis in die 11. Klasse des Gymnasiums; Abschluflzeug-
nis einer Berufsaufbau- oder Berufsfachschule. Die Mittlere
Reife kann auBlerdem an Berufsschulen, Fachschulen, Kol-
legschulen sowie im Berufsgrundbildungsjahr erworben
werden.

AbschluB der allgemeinbildenden polytechnischen Ober-
schule in der ehemaligen DDR ("'3"):

Abschlufizeugnis der 8. oder 10. Klasse der allgemeinbil-
denden polytechnischen Oberschule in der ehemaligen
DDR.
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Spalten-Nr.

Erlauterung —I

5/45 |

Abschluf} an einer all-
gemeinbildenden/
beruflichen Schule

Fachhochschulreife ("'4")

an einer allgemeinbildenden Schule:
Sie wird mit dem Abgang nach der 12. Klasse eines
Gymnasiums in Verbindung mit einer erfolgreich abge-

. legten Abschluflpriifung in einem anerkannten Ausbil-

dungsberuf (Lehre) oder einer mindestens einjdhrigen
Berufs- bzw. Praktikantentitigkeit erworben.

an einer beruflichen Schule:

Sie kann durch den Abschluf} einer Fachoberschule, Kol-
legschule, Fachschule sowie in einem beruflichem Gym-
nasium erworben werden.

Allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife (Abitur)

(nsn)
an einer allgemeinbildenden Schule:

Abschlufl eines Gymnasiums, einer Integrierten Gesamt-
schule, eines Kollegs, Abendgymnasiums sowie
AbschluBl der erweiterten Oberschule in der ehemaligen
DDR

an einer beruflichen Schule:

Sie kann durch den AbschluB eines beruflichen Gymna
siums, der Berufsoberschule, Technischen Oberschule,
der Fachschule in der ehemaligen DDR sowie durch eine
Berufsausbildung mit Abitur in der ehemaligen DDR
erworben werden.

Fiir die Facbhochschulreife bzw. allgemeine oder fachge-
bundene Hochschulreife ist hier anzugeben, ob der Abschlufl
an einer allgemeinbildenden oder beruflichen Schule erwor-
ben wurde (siehe auch Frage 5/44).
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I Spalten-Nr. Erlduterung
5/46 l Geben Sie hier bitte nur den letzten Abschlufl an; meist ist
Beruflicher dies auch der héchste AbsphluB.
Ausbildungsabschlul} Abschluf} einer Lehr-/Anlernausbildung oder gleichwer-

tiger Berufsfachschulabschlufl

Bei AbschluB einer Lehr-/Anlernzeit von mindestens 2 Jah-
ren tragen Sie bitte Abschlul einer Lehr-/
Anlernausbildung ("2") ein.

Gleichwertiger ~ Berufsfachschulabschlu  ist  das
Abschluizeugnis einer Berufsfachschule fir Berufe, fir die
nur eine Berufsfachschulausbildung méglich ist, z.B.
Hoéhere Handelsschule.

Personen, die ihre berufliche Ausbildung in der ehemaligen

"DDR abgeschlossen haben, kénnen als letzte berufliche

Ausbildung eine berufliche Teilausbildung absolviert
haben. Die berufliche Teilausbildung wird absolviert fir
Arbeitsaufgaben, die iiblicherweise Aufgaben eines entspre-
chenden Facharbeiters sind, fiir die allein aber kein Fachar-
beiterabschlufl erforderlich ist. Die Teilausbildung zahlt zur
Berufsausbildung und erfolgt auf der Grundlage eines Lehr-
vertrages fiir vorzeitige Abginger der Oberschule und fur
Abginger einer Hilfsschule. Sie ist auch fir Werktitige
moéglich. Diese Teilausbildung ist ebenfalls mit "2" zu
schhisseln,

Als berufliches Praktikum ("'3") gilt eine mindestens ein-
jahrige (bisher: sechsmonatige) praktische Ausbildung im
Betrieb (z.B. Technisches Praktikum).

AbschluB einer Fachschule in der ehemaligen DDR ("'5")
trifft zu fiir Personen, die auf dem Gebiet der ehemaligen
DDR eine Fach- und Ingenieurschule, z.B. fiir Grundschul-
lehrer, Okonomen, Bibliothekare, Werbung und Gestaltung
abgeschlossen haben,
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[ Spalten-Nr.

Erlduterung

]

e |

Hauptfachrichtung

5/47 l

Fortbildung/
Umschulung

Fachhochschulabschlu (auch Ingenieurschulabschluf$)
beinhaltet das Studium an Fachhochschulen ("6")
(einschliefilich der Verwaltungsfachhochschulen). Gleich-
wertig ist hier die Berufsakademie anzusehen, auch die frii-
heren Ausbildungsgénge an H6heren Fachschulen fiir Sozi-
alwesen, Sozialpddagogik, Wirtschaft usw. und an Poly-
techniken sowie die friiheren Ingenieurschulen.

Abschlufl einer wissenschaftlichen Hochschule ("7")
beinhaltet das Studium an Universititen, Gesamthochschu-
len, Fernuniversititen, technischen Hochschulen und
padagogischen sowie theologischen und Kunsthochschulen.

Wenn in Frage 5/46 (beruflicher AusbildungsabschluB) ein
Fachhochschulabschlufl (auch Ingenieurschulabschiu8) oder
Hochschulabschluf3 angegeben wurde, ist die Hauptfachrich-
tung des letzten Abschlusses méglichst genau und ausfiihr-
lich (z.B. Maschinenbau, Elektrotechnik, Sozialpadagogik)
zu erfragen und einzutragen.

Die Fragen 5/47 und 5/48 beziehen sich auf den Zeitraum
seit 1991.

Berufliche Fortbildung hat zum Ziel, berufliche Kennt-

nisse und Fertigkeiten aufrecht zu erhalten, zu erweitern, der

technischen Entwicklung anzupassen oder einen beruflichen

Aufstieg zu ermdglichen. Sie knppft an bereits vorhandene

berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten an.

Hierzu zéhlt z.B..

- Besuch von Meister-/Technikerschulen

- betriebliche Kurse zur Erhaltung und Erginzung des beruf-
lichen Wissens

- Fernunterricht aus dem Lehrangebot privater oder ver-
bandlicher Fernlehreinrichtungen
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Spalten-Nr.

Erlduterung

]

[5/48 |

Dauer der Fortbildung

5/49 - 5/53 |

Ausbildung, Fortbil-
dung, Umschulung

5/49 l

Berufliche Ausbildung,
Fortbildung, Umschu-
lung

Berufliche Umschulung hat zum Ziel, den Ubergang in
einen anderen Beruf zu ermdéglichen, z.B. nach einem
Unfall,

Auch eine weitere Lehr-/Anlernausbildung kann eine
Umschulungsmafnahme sein. Fir die Teilnahme am Funk-
kolleg und dhnlichen Angeboten der Rundfunkanstalten etc.
tragen Sie bitte Fortbildung auf andere Art ("6") ein.

Fiir bereits abgeschlossene Fortbildungs- oder Umschu-
lungsmafBnahmen ist hier die Dauer anzugeben. Ist die Fort-
bildung oder Umschulung noch nicht abgeschlossen, geben
Sie bitte Signierziffer "6" an.

Es sind sowohl Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschu-
lungsmaBnahmen zu erfassen, die noch andauern, als auch
solche, die in den letzten 4 Wochen besucht oder abge-
schlossen wurden.

Als berufliches Praktikum ("2") gilt eine mindestens ein-
jahrige praktische Ausbildung im Betrieb. Das sog.
"Training-on-the-Job" gilt hier nicht als berufliches Prakti-
kum, sondern ist unter "sonstige Ausbildung, Fortbildung,
Umschulung" ("7") einzutragen.

Ausbildung an einer beruflichen Schule (ohne Fach-

schule) ("'3"): Hierzu zihlen die Ausbildung an beruflichen
Gymnasien, Berufsfachschulen (Handelsschulen), Kolleg-
schulen (Nordrhein-Westfalen), Berufskollegs, Pflegevor-
schulen an Krankenhiusern, Krankenpflegeschulen, das
Berufsgrundbildungs- und das Berufsvorbereitungsjahr.
Hierzu z#hlt nicht die Ausbildung an Berufsschulen im
Rahmen einer Lehrausbildung (Lehre) ("1").

Erfolgt die Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung an
einer Fachschule (z.B. an einer Technikerschule, Meister-
schule) oder an einer Berufsakademie, ist Ziffer "4" anzu-
geben. '
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Spalten-Nr.

Erlduterung 1

5/50 I

Zweck der Ausbildung ]

5/51 |

Gesamtdauer der Aus-
bildung

5/52,53 |

Wochentliche Ausbil-
dungsstunden

Die erste berufliche Ausbildung kann die Lehr-/ Anlernaus-
bildung, das betriebliche Praktikum, der Hochschulbesuch
oder der Besuch berufsbildender Schulen sein.

Bitte beachten Sie, daf} die Gesamtdauer der Ausbildung die
bis zur Befragung bereits absolvierte Ausbildung ein-
schliefit. Nicht zu beriicksichtigen ist dagegen die Dauer
einer Ausbildung, die vor der in Frage 5/49 angegebenen
Ausbildung absolviert wurde.

Fiir die Angabe der wochentlichen Ausbildungsstunden
sollte eine "typische" Woche zugrunde gelegt werden, also
eine Ausbildungswoche ohne Ferien oder Feiertage.

Fiir Personen, die eine Lehrausbildung absolvieren, ist
sowohl die Ausbildung in der Berufsschule als auch die
Ausbildung im Betrieb zugrundezulegen.



-T2 -
V. Rechtsgrundiagen
V.1 Gesetz
durch Durchfiihrung einer Reprasentativstatistik
" tber die Bevolkerung und den Arbeitsmarkt
{Mikrozensusgesetz)
Vom 10 Juni 1985

(BGBL I1S.955f)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gesetz beschlossen:

§1
Art und Zweck der Erhebung

(1) Uber die Bevélkerung und den Arbeitsmarkt wird
in den Jahren 1985 bis 1990 eine Bundesstatistik auf
reprasentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgefihrt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statistische Anga-
ben in tiefer fachlicher Gliederung tiber die Bevolke-
rungsstruktur, die wirtschaftliche und soziale Lage der
Bevolkerung und der Familien, den Arbeitsmarkt, die
berufliche Gliederung und Ausbildung der Erwerbsbe-
vilkerung sowie die Wohnverhaltnisse bereitzustelien.
Die Ergebnisse sind Grundlage fiir politische Entschei-
dungen in Bund und Landem.

§2
Erhebungseinheiten

(1) Erhebungseinheiten sind Personen, Haushalte
und Wohnungen. Sie werden durch mathematische
Zutallsverfahren auf der Grundlage von Flachen oder
vergleichbarer BezugsgréBen (Auswahlbezirk) ausge-
wahlt,

{2) In den Auswahlbezirken werden die Erhebungen in
bis zu vier aufeinanderfolgenden Jahren durchgefGhrt.
Jahrich wird mindestens ein Viertel der Auswahlbezirke
durch neu in die Auswahl einzubeziehende Auswahi-
bezirke ersetzt.

(3) Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschaften. Wer allein wirtschaftet,
bildet einen eigenen Haushalt. Personen mit mehreren
Wohnungen sind in jeder ausgewdhtten Wohnung einem
Haushalt zuzuordnen.

§3
Merkmale

(1) Der Mikrozensus erhebt Merkmale Ober personli-
che und sachliche Verhiltnisse, die zur statistischen
Verwendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder
die, vorbehaitlich der Regelung in § 11 Abs. 4, der
Durchfiihrung der Stichprobe dienen (Hilfsmerkmale).

(2) Die Erhebungsmerkmale dirfen auf die fur die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentra-
ger Ubernommen werden. Hilfsmerkmale dirfen nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen auf gesonderte
fir die maschinelle Weiterverarbeitung bestimmte
Datentrager bernommen werden, soweit sie nach § 11
Abs. 4 oder § 13 Abs. 5 verwendet werden dirten.

§4

Ordnungsnummern

Die im Erhebungsverfahren zur Kennzeichnung stati-
stischer Zusammenhdnge verwendeten Nummern
(Ordnungsnummem) dirfen auf die fir die maschinelie
Weiterverarbeitung bestimmten Datentréger {ibemom-
men werden. Diese Nummermn dirfen nur Angaben nach
den §§ 5 und 6 iber Geb&ude-, Wohnungs- und Haus-
haltszugehérigkeit enthalten.

§5
Erhebungsmerkmale

(1) Folgende Erhebungsmerkmale werden jahrich
erfragt:

1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung als alleinige Woh-
nung, Haupt- oder Nebenwohnung (§ 12 Melde-
rechtsrahmengesetz); Zahl der Haushalte in der
Wohnung und der Personen im Haushalt; Wohnungs-
und Haushaltszugehorigkeit sowie Familienzusam-
menhang (Zugehorigkeit der Person zu einer
bestimmten Wohnung und einem bestimmten Haus-
halt; Zugehérigkeit zu einer bestimmten Familie; Art
der Verwandtschaft; Schwagerschaft der Familien-
mitglieder eines Haushalts); Verinderung der Haus-
hattsgréSe und -zusammensetzung seit der letzten
Befragung durch Geburt, Tod oder Umzug; Baualters-
gruppe der erstmals in die Erhebung einbezogenen
Wohnungen; Geschlecht; Geburtsjahr und -monat;
Familienstand; EheschlieBungsjahr; Staatsangeho-
rigkeit; :

2. Erwerbstétigkeit, Arbeitssuche; Arbeitslosigkeit;
Nichterwerbstatigkeit; Kind im Vorschulaiter; Schi-
ler, Student;

a) fur Erwerbstatige:

RegelméaBige oder gelegentliche Tatigkeit; Voli-
zeit- oder Teilzeittatigkeit; Ursachen einschlie3-
lich der arbeitsmarktbezogenen Grinde fir Teil-
zeittatigkeit; befristeter oder unbefristeter
Arbeitsvertrag; normalerweise geleistete
wochentliche Arbeitszeit (nach Stunden und
Tagen) und tatséchlich in der Berichtswoche
geleistete Arbeitszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie arbeitsmarktbezogene Grinde und andere
Ursachen fiir den Unterschied; Stellung im Beruf;
Wirtschaftszweig des Betriebes; fir Personen mit
einer zweiten Erwerbstatigkeit zusatzlich: Stel-
lung im Beruf, Wirtschaftszweig des Betriebes;
normalerweise geleistete wochentliche Arbeits-
zeit (nach Stunden und Tagen) und tatsachlich in
der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit (nach
Stunden und Tagen);
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b) fur Arbeitsiose und Arbeitsuchende:

Bezug von Arbeitslosengeld, -hiife; Art, AnlaB und
Dauer der Arpeitssuche; Art und Umfang der
gesuchten Tatigkeit; Verfligbarkeit fir sine neue
Arbeitsstelle; Griinde fiir die Nichtverfigbarkeit
(Krankheit, Ausbildung, bestehende Tatigkeit und
andere Umstande);

c) fur Nichterwerbstatige:
frihere Erwerbstatigkeit; Zeitpunkt sowie arbeits-
marktbezogene und andere Beendigungsgrinde
fur die letzte Tatigkeit; Wirtschaftszweig und Stel-
lung im Beruf der letzten Tatigkeit;

d} fir Kinder im Vorschulalter:
Besuch von Kindergarten;

e} fur Schiler und Studenten:
Art der besuchten Schule oder Hochschule;

3. Art des iiberwiegenden Lebensunterhalts. (Erwerbs-
tatigkeit; Arbeitsiosengeld, -hilfe; Rente, Pension;
Unterhalt durch Eltern, Ehegatten oder andere; eige-
nes Vermdgen, Vermietung, Zinsen, Altenteil; Sozial-
hilfe; sonstige Unterstitzungen); Art der éffentlichen
Renten, Pensionen untergliedert nach eigener oder
Witwen-, Waisenrente, -pension (Arbeiterrentenver-
sicherung; Knappschaftliche Rentenversicherung;
Angestelltenrentenversicherung; Pension; Kriegs-
opferrente; Unfallversicherung; Rente aus dem Aus-
land; Ubrige 6ffentliche Rente); Art der sonstigen
offentlichen und privaten Einkommen (Wohngeld;
Sozialhilfe; BAf6G; sonstige éffentliche Unterstiit-
zung; Betriebsrente; Altenteil, eigenes Vermoégen,
Zinsen; Leistungen aus der Lebensversicherung;
Vermietung, Verpachtung; private Unterstltzungen);
Héhe des monatlichen Nettoeinkommens nach Ein-
kommensklassen in einer Staffelung von mindestens
150 Deutsche Mark;

4. Zugehodrigkeit zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach Kassenarten, Zugehdrigkeit zur privaten
Krankenversicherung sowie sonstiger Anspruch auf
Krankenversorgung; Art des Versicherungsverhait-
nisses; zusétzlicher privater Krankenversicherungs-
schutz; Art des Versicherungsverhaltnisses (pflicht-,
freiwillig versichert) und Zweig der gesetziichen Ren-
tenversicherung zur Zeit der Erhebung und in den
letzten zwolf Monaten davor; Zahlung von Beitrdgen
in der gesetzlichen Rentenversicherung seit dem
1. Januar 1924

mit einem Auswabhlsatz von 1 vom Hundert der Bevolke-
rung;

5. Anzahl der Urlaubs- und Erholungsreisen von fiinf
und mehr Tagen; Zahl der beteiligten Haushaltsmit-
glieder; Beginn und benutztes Verkehrsmittel; bei
Auslandsreisen auBerdem: Zielland; bei Inlandsrei-
sen auBerdem: Art; Ziel; Dauer und Unterkunftsart

mit einem Auswabhlsatz von 0,1 vom Hundert der Bevél-
kerung.

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1985 im
Abstand von zwei Jahren erfragt:

1. ausgetbter Beruf in der ersten und zweiten oder in
der letzten Erwerbstétigkeit; Merkmaie des ausgelb-
ten Berufs und des Arbeitsplatzes unter besonderer

Bericksichtigung der Anforderungen des Arbeits-
marktes; Stellung im Betrieb; Berufs- und Betriebs-
wechsel;

2. hochster SchulabschluB an  allgemeinbildenden
Schulen; Art, Dauer und AbschiuB der schulischen
und praktischen Berufsausbildung sowie der berufii-
chen Fortbildung und Umschulung; Hochschulab-
schluB nach Art und Hauptfachrichtung;

. bei Auslandern: Aufenthaltsdauer, Zahi und Alter der
im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
Ehegatte oder Eltern;

Art und GroBe des Gebaudes mit Wohnraum, Nut-
zung der Wohnung als Eigentimer, Hauptmieter oder
Untermieter: Eigentumswohnung, Freizeitwohnung;
Einzugsjahr des Haushalts; Ausstattung der Woh-
nung mit Kiiche, Kochnische, Bad oder Dusche und
WC,; Art der Beheizung und der Heizenergie; Flache
der gesamten Wohnung; Zahl der Raume mit sechs
und mehr gm und der davon untervermieteten oder
gewerblich genutzten Réaume; Baualtersgruppe;
Leerstehen der Wohnung;

bei vermieteten Wohnungen auBerdem:

Hoéhe der monatlichen Miete und der Nebenkosten;
ErméBigung oder Wegfall der Miete; Nutzung als
Dienst-, Werks-, Berufs- oder Geschaftsmietwoh-
nung;

bei Nutzung der Wohnung durch den Eigentimer
auBerdem: |

Art und Jahr des Erwerbs

mit einem Auswabhisatz von 1 vom Hundert der Beviltke-
rung.

w

»

{3) Folgende Erhebungsmerkmale werden im Ab-
stand von drei Jahren erfragt:

1. bei Erwerbstétigen sowie Schiilern und Studenten:
Gemeinde der Arbeits- oder Ausbildungsstitte;
hauptséchiich benutztes Verkehrsmittel; Entfernung
und Zeitaufwand fir den Weg zur Arbeits- oder Aus-
bildungsstatte

ab 1985 mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der
Bevélkerung;

2. Dauer einer Krankheit oder Unfallverletzung; Art des
Unfalls; Art und Dauer der Behandlung; Dauer einer
Arbeitsunféhigkeit; Vorsorge gegen Krankheiten;
Krankheitsrisiken; '

3. amtlich anerkannte Behinderteneigenschaft und
Grad der Behinderung

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von 0,5 vom Hundert
der Bevolkerung;

4. Art der privaten und betrieblichen Altersvorsorge,
Hdhe der Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenklassen

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von 0,25 vom Hundert
der Bevélkerung.
§6
Hilfsmerkmale
(1) Hilfsmerkmaie sind:
1. Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitglieder;
2. Telefonnummer;
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3. StraBe, Hausnummer,
Gebaude;

4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers;
5. Name der Arbeitsstatte.

Lage der Wohnung im

(2) Das Hilfsmerkmal Name der Arbeitsstéatte nach
Absatz 1 Nr. § darf nur zur Uberprifung der Zyordnung
der Erwerbstitigen zum Wirtschaftszweig verwendet
werden.

§7
Erhebungsstellen

Erhebungsstellen fir den Mikroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Lander.

§8
Interviewer

(1) Fur die Erhebung sollen Interviewer eingesetzt
werden. Sie sind von den Erhebungsstellen auszuwah-
len und zu bestellen.

(2) Die Interviewer diirfen die aus der Interviewertatig-
keit gewonnenen Erkenntnisse Uber Auskunftspfiich-
tige nicht in anderen Verfahren oder fir andere Zwecke
verwenden. Sie sind auf die Wahrung des Statistikge-
heimnisses und zur Geheimbhaltung auch soicher
Erkenntnisse (ber Auskunftspflichtige schriftlich.zu ver-
pflichten, die gelegentlich der Inrterviewsrtatigkeit
gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch nach
Beendigung der Interviewenrtatigkeit.

(3) Die Interviewer missen die Gewabhr fiir Zuverlds-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten. Sie dirfen nicht
eingesetzt werden

1. in der unmittelbaren N&he ihrer Wohnung (Nachbar-
schaft),

. wenn aufgrund ihrer beruflichen Tétigkeit oder aus
anderen Griinden zu besorgen ist, daB Erkenntnisse
aus der Interviewertatigket zu Lasten der Auskunfts-
ptlichtigen genutzt werden.

n

(4) Die Interviewer sind verpflichtet, die Anweisungen
der Erhebungsstellen zu befolgen. Bei der Ausibung
ihrer Interviewertatigkeit haben sich die interviewer aus-
zuweisen; Wohnungen dirfen sie nur mit Zustimmung
eines Verfugungsberechtigten betreten.

(5) Die Interviewer sind berechtigt, in die Erhebungs-
vordrucke, soweit sie Voraussetzung fir die ordnungs-
gemaBe Durchflhrung der interviewertétigkeit sind, die
Angaben Gber die Zaht der Haushalte in der Wohnung
und der Personen im Haushalt, das Leerstehen der
Wohnung, den Vor- und Familiennamen des angetroffe-
nen Auskunftspflichtigen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1) sowie die
Hilfsmerkmale nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 seibst einzutragen.
Dies gilt auch fiir weitere Eintragungen in die Erhe-
bungsvordrucke, wenn und soweit die Auskunftspflich-
tigen einverstanden sind.

(8) Die Interviewer sind Gber ihre Rechte und Pflichten
zu belehren.

§9
Auskunftspflicht

(1) Auskunftspflichtig sind

1. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2
Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 Nr. 1, 3 und 4 sowie nach § 6
Abs. 1 Nr. 1, 3und 5 alle Volljahrigen oder einen eige-
nen Haushalt fihrenden Minderjdhrigen, auch fir
minderjihrige Haushaltsmitglieder. Fur volljahrige
Haushaltsmitglieder, die wegen einer Behinderung
selbst nicht Auskunft geben kdnnen, ist jedes andere
auskunftspflichtige Haushaltsmitglied auskunfts-
pflichtig. in Gemeinschafts- und Anstaltsunterkinf-
ten ist fir Personen, die wegen einer Behinderung
oder wegen Minderjihrigkeit selbst nicht Auskunft
geben konnen, der Leiter der Einrichtung auskunfts-
pflichtig. Die Auskunftspfiicht fir Dritte erstreckt sich
auf die Sachverhalte, die dem Auskunftspflichtigen
bekannt sind. Sie entfilit, wenn die Auskiinfte durch
eine Vertrauensperson erteilt werden;

2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 und § 6
Abs. 1 Nr. 4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die
nach Nr. 1 Auskunftspflichtigen.

{2) Personen mit mehreren Wohnungen sind fir jede
ausgewdhlte Wohnung auskunftspflichtiy nach Ab-
satz 1 Nr, 1 und 2.

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die
Aufforderung zur Auskunftserteilung nach Absatzen 1
und 2 haben keine aufschiebende Wirkung.

(4) Die Auskunfte Ober das Merkmal EheschlieBungs-
jahrin § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Merkmaie nach § 5
Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 sind frei-

' willig.

§10
Erhebungsvordrucke

(1) Die Erhebungsvordrucke kénnen maschinenles-
bar gestaltet werden. Sie dirfen keine Fragen iber per-
sénliche oder sachliche Verhaltnisse enthatten, die Gber
die Merkmale nach den §§ 5 und 6 hinausgehen. Den
Inhalt der Fragen zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5
legt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates fest.

(2) Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fra-
gen kdnnen mindlich gegeniber dem Interviewer oder
schriftlich beantwortet werden.

(3) Der Auskunftspflichtige kann die in den Erhe-
bungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam mit
anderen Haushaltsmitgliedern oder-tur sich allein auf
einem eigenen Bogen beantworten.

(4) Bei schriftlicher Auskunftserteilung sind die aus-
geflllten Erhebungsvordrucke

a) unverziglich dem Interviewer auszuhandigen oder in
verschlossenem Umschiag zu Ubergeben oder

b) innerhalb einer Woche bei der Erhebungsstelie abzu-
geben oder dorthin auf Kosten des Auskunitspflich-
tigen zu Obersenden.

Bei Abgabe in verschlossenem Umschiag sind Vor- und
Familienname, Gemeinde, StraBe und Hausnummer auf
dem Umschlag anzugeben. Bei Abgabe von Erhebungs-
vordrucken fir mehrere Personen eines Haushaits in
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verschlossenem Umschiag geniigen auf dem Umschlag
die Angaben eines auskunftspflichtigen Haushaltsmit-
gliedes.

(6) Zur ordnungsgemaBen Durchiihrung der Inter-
viewertétigkeit sind die Angaben nach § 8 Abs. 5 Satz 1
auf Vertangen des interviewers mindlich, die Vor- und
Familiennamen der ibrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. 1 Nr. 1) sowie der Vor- und Familienname des
Wohnungsinhabers (§ 6 Abs. 1 Nr. 4) mindlich oder ent-
sprechend Absatz 4 schriftlich mitzuteilen.

§ 1

Trennung und Léschung

(1) Die Hilfsmerkmale nach § 6 sind vor der Uber-
nahme der Erhebungsmerkmale auf die fur die maschi-
nelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentrager von
diesen zu trennen und gesondert aufzubewahren.

(2) Die Erhebungsvordrucke einschlieBlich der Hilfs-
merkmale sind spatestens vier Jahre nach Durchfiih-
rung des jahrlichen Mikrozensus zu vernichten.

(3) Die Ordnungsnummern sind mit Ausnahme der
Nummer des Auswahibezirkes zu léschen, sobald die
Zusammenhinge zwischen Personen und Haushalt
sowie Haushalt und Wohnung durch Nummern, die
einen Rickgriff auf die Hilfsmerkmale und Ordnungs-
nummern ausschlieBen, festgehalten worden sind. Die
Nummer des Auswahibezirks ist nach AbschiuB der Auf-
bereitung der letzten Erhebung nach § 2 Abs. 2 zu
18schen.

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Strafe,
Hausnummer der befragten Personen durfen tir die
Durchfihrung von Folgebefragungen nach § 2 Abs. 2
verwendet werden. Sie dirfen auch als Grundlage fir
die Gewinnung geeigneter Haushalte zur Durchfiihrung
der Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haus-
halte herangezogen werden.

§12
Unterrichtung

Die Auskunftspfiichtigen sind schriftlich zu unterrich-
ten Ober .
1. Zweck, Art und Umfang der Erhebung (§ 1).

2. Erhebungs- und Hilfsmerkmale (§ 3 Abs. 1),
3. die statistische Geheimhattung,
4

. die Auskunftspflicht und die verschiedenen Méglich-
keiten, ihr zu entsprechen (§ 9 Abs. 1 und 2, § 10)
und die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung (§ 9
Abs. 4),

5. den AusschiuB der aufschiebenden Wirkung \)on
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Auf-
forderung zur Auskunftserteilung (§ 9 Abs. 3),

6. Trennung und Ldschung (§ 11) und

7. Rechte und Pflichten der Interviewer (§§ 8, 10
Abs. 5).

§13
Testerhebungen mit treiwilliger-Auskunftserteilung

(1) Zur Prutung, ob in kunftigen Mikrozensuserhebun-
gen ganz oder teilweise auf die Auskunftspflicht ver-

zichtet werden kann, werden zusétzlich in den Jahren
1985 bis 1987 Testerhebungen mit freiwiliiger Aus-
kunftserteilung im Rahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mit einem Auswahlsatz bis zu 0,25 vom Hundert
der Bevéikerung durchgefiihrt.

(2) Den Testerhebungen sind altemative Verfahren
zugrunde zu legen. Hierbei dirfen Uber die Hilfsmerk-
male nach § 6 hinaus weitere nicht personenbezogene
Merkmale erfat werden, die der Durchfihrung der
Testerhebungen einschlieSlich ihrer methodischen
Auswertung dienen,

(3) Bei der Festlegung der altemativen Verfahren
nach Absatz 2 und der methodischen Auswertung der
Testerhebungen wirkt ein wissenschaftlicher Beirat mit.
Der Beirat setzt sich zusammen aus zwei Hochschul-
lenrem auf dem Gebiet der Statistik und zwei Vertretern
der Soziaiforschung. Der Beirat wird vom Bundesmini-
ster des Innern auf Vorschiag des Vorstandes der Deut-
schen Statistischen Gesellschaft berufen. Die Tatigkeit
im Beirat ist ehrenamtlich.

(4) Fir die Durchfihrung der Testerhebungen ein-
schiieBlich ihrer methodischen Auswertungen dbermit-
tein die Meldebehdrden den Erhebungsstelien auf Ver-
langen die Daten der Einwohner, die in den auf der
Grundlage der Zufallsverfahren nach § 2 Abs. 1 Satz 2
ausgewdhlten Gebauden wohnen:

1. Vor- und Familienname,
2. Tag der Geburt,

3. Geschlecht,

4. Staatsangehérigkeit,

&. Familienstand.

(5) Dia Merkmale nach den Absétzen 1, 2 und 4 sowie
die bei den Testerhebungen zur Kennzeichnung statisti-
scher Zusammenhanga verwendeten Nummemn (Ord-
nungsnummern) dirfen mit Ausnahme der Daten nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hilfsmerkmale nach § 6 auf die fur die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentra-
ger Gbernommen werden. Die Ordnungsnummern ein-
schlieBlich der Nummer des Auswahlbezirks und die
Merkmale nach Absatz 2 Satz 2 sind, soweit sie einen
Rackgriff auf die Hilfsmerkmale ermdglichen, spate-
stens am 31. Dezember 1990 zu ldschen.

(8) Die Daten nach Absatz 4 Nr. 1 und Hilfsmerkmale
nach § 6 sind gesondert aufzubewahren. Die Daten und
Hilfsmerkmale sowie die Erhebungsvordrucke sind spa-
testens zwei Jahre nach Aufbereitung der letzten Erhe-
bung nach Absatz 1 zu vernichten.

{7) Zu unterrichten ist Gber Zweck, Art und Umfang
der Testerhebung, die statistische Geheimhaltung
sowie Ober die Léschung und Vemichtung nach den
Absatzen S und 6.

(8) Ergebnisse der Testerhebungen, nach denen ganz
oder teilweise auf die Auskunftspflicht verzichtet wer-
den kann, sind unverziglich zu bericksichtigen. Die
Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates, unbeschadet
der Geltung dieses Gesetzes, die Merkmale nach § 9
Abs. 4 zu erweitern, fir die die Auskdnfte freiwillig sind.
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§14

Stichprobenerhebungen i{iber Arbeitskrifte
in den Europédischen Gemeinschaften

(1) Die §§ 2 bis 12 und 15 finden entsprechende
Anwendung auf die durch unmittelbar geltende Rechts-
akte der Europaischen Gemeinschaften angeordneten
Stichprobenerhebungen Uber Arbeitskrifte, soweit die
Merkmale dieses Gesetzes mit den Merkmalen der
Stichprobenerhebungen ubereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Europdischen Gemeinschaften
nichts anderes ergibt. Die Merkmale in der Fassung des
Artikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3530/84 des
Rates vom 13. Dezember 1984 zur Durchfihrung einer
Stichprobenerhebung Gber Arbeitskrafte im Frihjahr
1985 (Amtsbl. der EG Nr. L 330/1) sind auch insoweit,
als sie Uber die Merkmale dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 gleichgestelit.

(2) Soweit Merkmale der Stichprobenerhebungen
Uber Arbeitskrafte die Merkmale nach Absatz 1 {ber-
schreiten, sind die Auskunfte freiwillig. Die §§ 2 bis 12
und 15 finden mit Ausnahme der Vorschriften Uber die
Auskunftserteiiung entsprechende Anwendung.

(3) Die Erhebungen nach diesem Gesetz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absatzen 1 und 2
kénnen bei den ausgewahiten Haushalten und Perso-
nen zur gleichen Zeit mit gemeinsamen, sich erganzen-
den Erhebungsunterlagen durchgefuhrt und gemeinsam
ausgewertet werden.

§15
Verbot der Reidentifizierung

(1) Die auf Grund dieses Gesetzes erhobenen Merk-
male dienen ausschlieBlich statistischen Zwecken.

(2) Eine Zusammenfihrung von Merkmalen nach
Absatz 1 oder von soichen Merkmalen mit Daten aus
anderen statistischen Erhebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs auBerhalb der statisti-
schen Aufgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagt.

§ 16
Strafvorschrift

Wer entgegen § 15 Abs. 2, auch in Verbindung mit
§ 14 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2, Merkmale oder
Daten zusammenfuhrt, sobald die Merkmale nach § 15
Abs. 1 auf fir maschineile Weiterverarbeitung be-
stimmte Datentrager Obernommen worden sind, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestraft.

§ 17
Berlin-Klausel

Dieses Gesetz gilt nach MaBgabe des § 13 Abs. 1 des
Dritten Uberleitungsgesetzes auch im Land Berlin.
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Dritten Uberieitungsgesetzes.

§18
lnkrafttre'ten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkindung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz Uber die Durchfih-
rung einer Reprasentativstatistik der Bevdlkerung und
des Erwerbslebens vom 21. Februar 1983 (BGBI. |
S. 201) aufler Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und
wird im Bundesgesetzblatt verkundet.

Bonn, gen 10 Jum 1985

Der Bundesprasident
Weizsacker

Der Bundeskanzier
Or Heimut Kohi

Der Bundesminister des Innern
Dr.Zimmermann
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V.2 Gesetz

zur Anderung des Gesetzes zur Durchfiihrung einer Reprasentativstatistik
Uber die Bevolkerung und den Arbeitsmarkt {Mikrozensusgesetz)
und des Gesetzes iiber die Statistik fiir Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz)

Vom 17. Dezember 1990

(BGB! 1, §2837)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 4. § 9 wird wie folgt geandert:

das folgende Gesstz beschlossen: . . 5
a) In Absatz 1 wird die Nummembezeichnung 1 ge-

strichen und Satz 1 wie folgt gefaBt:
Artikel 1 .Auskunftspflichtig sind zu den Merkmalen nach § 5

Das Gesetz zur Durchfdhrung einer Reprasentativ- Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2Nr. 1 sowie nach § 6 Abs. 1
statistik (ber die Bevolkerung und den Arbeitsmarkt Nr. 1,3 b'? 5 alle Voll!ahng?n pder einen elganen
(Mikrozensusgesetz) vom 10. Juni 1985 (BGBI, | S, 955) Haushalt fuhrenden Minderjahrigen, auch far min-
wird wie folg! gedndert: derjahrige Haushaltsmitglieder.*;

in Satz § wird das Semikolon durch einen Punkt

1. § 1 wird wie folgt geandert: ersetzt.

a) In Absatz 1 werden die Jahreszahlen ,1985 bis b) Nummer 2 wird gestrichen.
1990" durch ,1991 bis 1995" ersetzt. c) In Absatz 2 sind die Wonle .Nr. 1 und 2" 2u strei- -

b) Absatz 2 Satz 1 erhilt folgende Fassung: chen. 7
.Zweck des Mikrozensus ist es, statistische Anga- d) Absatz 4 erhélt folgende Fassung:
ben in tiefer tachhchgr Ghedgrung Uber die‘ Bevblke- .(4) Die Auskinfte aber die Merkmale Eheschiie-
rungsstrukiur, die wirtschafiliche und soziale Lage Bungsjahr in § 5 Abs. 1 Nr. 1 und zusatziicher
der Bevolkemr;lg und(sdgr Familien, de: Arbsitsmariq privater Krankenversicherungsschutz in § 5 Abs. 1
Sowie die berufiiche Gliederung und flusbildung der - Nr. 4 sowie die Merkmale nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 und
Erwerbsbevdlkerung bersitzustellen. 3, Abs. 3 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 sind freiwillig.*

n

. In § 3 Abs. 2 wird ,oder § 13 Abs. 5" gestrichen.

w

. § 13 wird gestrichen.

3. § 5 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 Nr. 3 wird die Zahl 150" durch ,300* 6. In § 14 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte ,der Verord-

ersetz. nung (EWG) Nr. 3530/84 des Rates vom 13. Dezember

i . 1984 zur Durchfilhrung einer Stichprobensrhebung

D) In Absaz 1 Nr. 4 wird hinter den Worten ,1 vom  gooc Areitskeatte im F?ﬁhjahr 1985 (F;\mtsbl. der EG
Hundert der Bevoikerung” das Semikolon durch Nr. L 330/1)" durch die Worte ,der Verordnung (EWG)
einen Punkt ersetzt. Absatz 1 Nr. 5 wird gestrichen. Nr. 3044/89 des Rates vom 6. Oklober 1989 zur Durch-

¢} In Absatz 2 wird im Einleitungssatz die Jahreszahl fhrung einer Stichprobenerhebung Uber Arbeitskrafte
.1985" durch ,1991" ersetzt. im Frahjahr 1990 und- 1991 (ABL. EG Nr. L 292/2)"

ersetzt.

d) In Absatz 2 Nr. 3 wird nach dem Wort ,Eltem™ das
Semikolon gestrichen.

e) Absatz 2 Nr. 4 wird gestrichen, 7. Es wird foigender § 16a neu eingefigt:
f) In Absatz 3 Nr. 1 wird die Jahreszahl ,1985" durch .§ 16a
~1981" ersetzt. §§ 23 und 24 des Bundesstatistikgesetzes vom
g} In Absatz 3 Nr. 3 und 4 wird die Jahreszahl ,1986" 22. Januar 1987 (BGBL | S. 462, 565) finden «<eine
jeweils durch ,1992" ersetzt. Anwendung.“
Artikel 3

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1991 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und
wird im Bundesgesetzblatt verkiindet.
Bonn, den 17. Dezember 1990

Der Bundesprasident
Weizsacker

Der Bundeskanzler
Dr. Heimut Koht

Der Bundesminister des Innern
Schéuble
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V.3 Verordnung
zur Durchfiihrung einer Reprisentativstatistik iber die BevSikerung und den Arbeitsmarkt
(Mikrozensusverordnung)

Yom 14. Juni 1985

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
gesetzes vom 10. Juni 1985 (BGBI. | S. 955) verordnet
die Burdesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1

Zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Abs. 1, 2 und
3 des Mikrozensusgesetzes wird der Inhalt der Fragen
wie folgt festgelegt:

1
1.1
1.2

1.3
1.4
1.5

1.8

1.9

1.14

1.15

Zu § 5 Abs. 1 Nr. 1

Gemeindename;

Hauptwohnung; Vorhandensein einer weiteren
Wohnung in der Bundesrepublik Deutschiand
einschlielich Berlin (West);

Zaht der Haushalte in der Wohnung;

Zahl der Personen im Haushalt;

Angabe der Zugehdrigkeit der Person zur ausge-
wiéhlten Wohnung;

Angabe der Zugehdrigkeit der Person zum aus-
gewdhiten Haushalt;

mit der ersten Person in der Erhebungsliste (bzw.
dessen Ehegatte) verwandt oder verschwagert:

. Ehegatte; (Schwieger-) Sohn/-Tochter; Enkel,

Urenkel; Vater, Mutter, GroBvater, -mutter; son-
stige verwandte oder verschwdgerte Person;
nicht verwandt oder verschwégert;

Verdnderung des Haushalts seit der letzten
Befragung durch:

Geburt; Zuzug; Tod; Fortzug;

Baualtersgruppe der Wohnung (soweit erstmals
in die Erhebung einbezogen):

vor 1972; 1972 oder spéater;

Geschiecht:
ménnlich; weiblich;
Geburtsjahr;

Geburtsmonat:
Januar-Mai; Juni-Dezember,

Familienstand:
ledig; verheiratet; verwitwet; Geschieden;
EheschlieBungsjahr der jetzigen bzw. letzten Ehe;

Staatsangehorigkeit (Land):

Deutsch; Algerien; Belgien; Danemark; Frank-
reich; Griecheniand; GroBbritannien und Nordir-
land; Ifand (Rep.); talien; Jugosiawien; Luxem-

burg; Marokko; Niederiande; Norwegen; Oster-
reich; Polen; Portugal: Schweden; Schweiz;
Spanien; Tschechosiowakei: Tarkei; Tunesien:
Ungarn; Vereinigte Staaten von Amerika (USA):
Ubriges Ausland (einschiieBlich sonstige briti-
sche Staatsangehdrigkeit); staatenlos.

Zu § 5 Abs, 1 Nr. 2

Erwerbs- oder Berufstatigkeit in der Berichts-
woche:

regelmaflig; gelegentiich; nicht erwerbs- ocer
berutstatig;

Fir Erwerbstatige:

a) Tatigkeit: Vollzeit; Tedzeit;

b} Grince fur Teilzeittatigkeit:

Schulausbildung oder sonstige Aus- und Fert-
bildung; Krankheit, Untalifolgen; Vollzeittatig-
keit nicht zu finden; Vollzeittatigkeit nicht
gewlnscht; sonstiges:;

Arbeitsvertrag: befristet; nicht befristet;

Zahl der normalerweise je Woche geleisteten
Arbeitsstunden und -tage;

c
d

Zah! der tatsdchlich geleisteten Arbeilsstun;
den und -tage in der Berichtswoche;

e

f) Grund fir den Unterschied zwischen tatsach-
lich und normalerweise geleisteter Arbeitszeit:

Krankheit, Kur, Heilstattenbehandlung; Ar-
beitsschutzbestimmurigen, auch  Mutter-
schaft; Urlaub, Dienstbefreiung; Arbeitsstrei-
tigkeiten; Schlechtwetterlage; Kw.rzarbeit,
Aufhahme einer Tatigkeit in der Berichtswo-
che; Beendigung einer Tatigkeit in der Be-
richtswoche: Arbeitsstunden zu anderen Ter-
minen geleistet (auch gleitende Arbeitszeit};
Teilnahme an Schulausbildung, Aus- und
Fortbildung auBerbalb des Betriebes: Feier-
tag; sonslige Grinde bei geringerer Arteits-
zeit; Ausgleich flr zu wenig geleistete Arbeits-
stunden zu anderen Terminen (auch gleitende
Arbeitszeit); Uberstunden; sonstige Grinde
bei hdherer Arbeitszeit;

Stellung im Beruf:

Selbstandiger ohne Beschaftigte: Selbstanci-
ger mit Beschaftigten; mitheifender Famil'en-
angehdriger; Mithelfender in einem vom Haus-
hait selbstbewirtschafteten landwirtschaftli-
chen Betrieb; Beamter, Richter; Angasteliter;
Arbeiter, Heimarbeiter, kaufm./techn. Auszu-
bildender, gewertlich Auszubildencer; Zeit-/
Berufssoldat (einschlieflich BGS und Bereit-
schaftspolizei); Gruncwehr- ung Zivilaienstle-
stender;

9

h

Wirtschaftszweig des Betriebes, der Firma
usw.; .



2.1.2 Fur Personen mit einer zweiten Erwerbstatigkeit
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zusétzlich Angaben zur zweiten Erwerbstatigkeit:
a) Stellung im Beruf:

Selbstandiger ohne Beschaftigte; Selbstandi-
ger mit Beschéftigten; mithelfender Familien-
angehbriger; Beamter, Richter; Angesteliter;
Arbeiter, Heimarbeiter; kaufm./techn. Auszu-
bildender; gewerblich Auszubildender; Zeit-/
Berufssoldat (einschlieBlich BGS und Bereit-
schaftspolizei);

Wirtschaftszweig des Betriebes, der Firma
usw.;

¢€) Zahl der normalerweise je Woche geleisteten
Arbeitsstunden und -tage;

d) Zahi der tatsdchlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichtswoche;

b

Fur Arbeitsiose und Arbeitssuchende:
a) Bezug von Arbeitslosengeld/-hilfe:

arbeitslos mit Arbeitslosengeld/-hilfe; arbeits-
los ohne Arbeitslosengeld/-hiife; nicht
arbeitslos;

Arbeitssuche als Nichterwerbstétiger:

nach Entfassung; eigener Kindigung; freiwilli-
ger Unterbrechung; Ubergang in den Ruhe-
stand; sonstiges; nicht arbeitssuchend;

Arbeitssuche als Erwerbstétiger:

wegen bevorstehenden Verlusts oder Beendi-
gung der gegenwartigen Tatigkeit; z. Z. nur
Ubergangstatigkeit; Suche nach 2. Tatigkeit;
bessere Arbeitsbedingungen gesucht; sonsti-
ges; nicht arbeitssuchend;

Arbeitssuche (z. Z. bzw. in den letzten vier
Wochen) durch:

b

c

Arbeitsamt; private Vermittiung; Aufgabe von
Inseraten; Bewerbung auf Inserate; direkte
Bewerbung; persdnliche Verbindung; sonsti-
ges; Suche noch nicht aufgenommen; Suche
abgeschlossen (Arbeitsaufnahme in Karze);
Arbeitssuche seit:

weniger als 1 Monat; 1 bis unter 3 Monaten;
3 bis unter 6 Monaten; 2 bis unter 1 Jahr,

1 bis unter 1%z Jahren; 12 bis unter 2 Jahren;
2 und mehr Jahren;

d

e) Art der gesuchten Tatigkeit:
Tétigkeit als Selbstandiger;
Tatigkeit als Arbeitnehmer:

nur Vollzeittatigkeit; nur Teilzeittatigkeit; Voll-
zeittatigkeit gegebenenfalls Teilzeittatigkeit;
Teilzeittatigkeit gegebenenfalls Vollzeittatig-
keit; sonstiges:;

verfigbar fir eine neue Tatigkeit innerhalb von
zwei Wochen:

verfigbar;

f

nicht verfugbar wegen:

Krankheit; Ausbildung; noch bestehender
Tatigkeit; sonstiges;
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2.1.4 Fir Nichterwerbstatige:
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a) Frihere Erwerbstatigkeit:

erwerbstétig gewesen; noch nie erwerbstitig
gewesen;

b) Beendigung der friiheren Erwerbstatigkeit vor:

weniger als 1 Monat; 1 bis unter 3 Monaten; 3
bis unter 6 Monaten; ¥z bis unter 1 Jahr; 1 bis
unter 12 Jahren; 1Yz bis unter 2 Jahren; 2 bis
unter 3 Jahren; 3 und mehr Jahren;

c) bei Beendigung einer friiheren T4tigkeit in den
letzten drei Jahren:

wichtigster Grund fur die Beendigung der letz-
ten Tatigkeit:

Entlassung; befristeter Arbeitsvertrag; Kandi-
gung, Ruhestand vorzeitig nach Vormuhe-
standsregelung oder Arbeitslosigkeit; Ruhe-
stand aus gesundheitlichen Griinden; Ruhe-
stand aus Alters- und sonstigen Griinden;
Wehr-/Zivildienst; persdnliche Griinde (auch
Studium); sonstiges;

d) Wirtschaftszweig der letzten Tatigkeit;
e} Stellung im Beruf der letzten Tatigkeit:

Selbstandiger ohne Beschiftigte; Selbstandi-
ger mit Beschaftigten; mithelfender Familien-
angehdriger; Beamter, Richter; Angesteliter;
Arbeiter, Heimarbeiter; kautm.-/techn. Aus-
zubildender;  gewerblich  Auszubildender;
Zeit-/Berufssoldat (einschiieBlich BGS und
Bereitschaftspolizei); Grundwehr- und Zivil-
dienstleistender;

Fir Kinder im Vorschulalter und far Schiler und
Studenten:

Besuch von:

Kindergarten/-hort; Grund-, Haupt-, Volksschule;
Real-/Berufsaufbauschule; Gymnasium/Fach-
oberschule; Integrierte Gesamtschule; Berufs-
fachschule, Berufsgrundbildungs-, Berufsvorbe-
reitungsjahr,  Fachschule;  Fachhochschule;
Hochschuie; Berufsschule.

Zu§5Abs. 1Nr. 3

Uberwiegender Lebensunterhait:

Erwerbs-/Berufstatigkeit; Arbeitslosengeld/
-hilfe; Rente, Pension; Unterhalt durch Eltern,
Ehegatte oder andere Angeharige; eigenes Ver-
mogen, Vermietung, Zinsen, Altenteil; Sozialhilfe;
sonstige Unterstitzungen (z. B. BAf3G);

Art der offentlichen Rente, Pension, u. a.:

erste und ggf. zweite eigene (Versicherten-)
Rente, Pension u. &.:

Arbeiterrentenversicherung;  Knappschattliche
Rentenversicherung;  Angestelltenrentenversi-
cherung; offentliche Pension; Kriegsopferrente;
Unfallversicherung; Rente aus dem Ausland;
Gbrige offentliche Rente;
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3.2.2 erste und ggf. zweite Witwen-, Waisenrente,

33

3.4

4.2

4.3

-pension u. a.

Arbeiterrentenversicherung;  Knappschaftliche
Rentenversicherung;  Angestelltenrentenversi-
cherung; offentliche Pension; Kriegsopferrente,;
Unfallversicherung; Rente aus dem Ausland;
ibrige éffentliche Rente;

Art der sonstigen Gffentlichen und privaten Ein-
kommen:

Wohngeld; Sozialhilfe; BAfoG; sonstige offentli-
che Unterstutzungen; Betriebsrente; Altenteil,
eigenes Vermbgen, Zinsen; Leistungen aus der
Lebensversicherung; Vermietung, Verpachtung;
private Unterstitzungen;

Hohe des monatlichen Nettoeinkommens:

unter 300,- DM; 300,- bis unter 450~ DM; 450,
bis unter 600,- DM; 600~ bis unter 800-DM;
800~ bis unter 1000-DM; 1000,- bis unter
1200-DM; 1200~ bis unter 1400,-DM;
1 400,- bis unter 1 600,~DM; 1 800~ bis unter
1800-DM; 1800~ bis unter 2000-DM;
2 000,- bis unter 2 200,- DM; 2 200,- bis unter
2500,-DM; 2500~ bis unter 3000-DM;
3 000,- bis unter 3 500,-DM; 3 500,- bis unter
4000,-DM; 4000~ bis unter 4500-DM;
4 500~ bis unter 5000~ DM; 5 000,- und mehr
DM; alle mithelfenden Familienangehérigen bzw.
selbstandiger Landwirt; kein Einkommen.

Zu § 5 Abs. 1 Nr. 4

Krankenversicherung, -versorgung:

Ortskrankenkasse; Betriebskrankenkasse (ein-
schlieBlich der der Deutschen Bundesbahn, der
Deutschen Bundespost und des Bundesver-
kehrsministeriums), See-Krankenkasse; In-
nungskrankenkasse; Bundesknappschaft; Er-
satzkasse; Landwirtschaftliche Krankenkasse;
auslandische Krankenkasse und Sozialversiche-
rung Berlin (Ost); private Krankenversicherung;
Anspruch auf Krankenversorgung als Sozialhil-
feempfanger, als Kriegsschadenrentner oder
Empfanger von Unterhaltshilfe aus dem Lasten-
ausgleich, freie Heilfursorge der Polizei, Bundes-
wehr und Zivildienstleistenden;

Versicherungsverhiltnis:

selbstversichert:

pflichtversichert; freiwillig versichert; als Rentner
versichert; Anspruch auf Krankenversorgung als
Sozialhilfeempfanger, als Kriegsschadenrentner
oder Empfanger von Unterhaltshilfe aus dem
Lastenausgleich; Heilfirsorge der Polizei, Bun-
deswehr und Zivildienstleistenden;

mitversichert bei:

Pflichtversichertem; freiwillig Versichertem; als
Rentner Versichertem;
zusétzlicher privater
schutz:

vorhanden; nicht vorhanden;

Krankenversicherungs-

44
441

442

6.2

6.3

gesetzliche Rentenversicherung:
in der Berichtswoche pflichtversichert:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in der Berichtswoche
nicht pfiichtversichert;

in den letzten 12 Monaten vor der Berichtswoche
pflichtversichert:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in den letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht pflichtver-
sichert;

in den letzten 12 Monaten vor der Berichtswoche
freiwillig versichert:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelitenrentenversicherung; in den letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht freiwillig
versichert;

sonstige Zahlung von Beitrdgen seit dem
1. Januar 1924:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schaftliichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in der Handwerker-
_Versicherung; keine sonstige Beitragszahlungen.

Zu § 5 Abs. 2 Nr, 1

Ausgeilbter Beruf in der ersten und zweiten
Erwerbstétigkeit, tor Nichterwerbstatige in der
letzten Erwerbstatigkeit:

Oberwiegend ausgeiibte Tatigkeit:

tecf}nische Anlagen steuern, bedienen, einrich-
ten oder warten; Anbauen, Zichten, Hegen,
Gewinnen/Abbauen/Férdern, Verarbeiten/ Bear-
beiten, Kochen, Bauen/Ausbauen, Installieren,
Montieren; Reparieren, Ausbessern, Restaurie-
ren, Erneuern; Kaufen/Verkaufen, Kassieren,
Vermitteln, Kunden beraten, Verhandeln, Wer-
ben; Schreibarbeiten/Schriftwechsel, Formular-
arbeiten, Kalkulieren/Berechnen, Buchen, Pro-
grammieren, Arbeiten am Terminal, Bildschirm;
Analysieren, Messen/Prifen, Erproben, For-
schen, Planen, Konstruieren, Entwerfen/Gestal-
ten, Zeichnen; Disponieren, Koordinieren, Orga-
nisieren, Filhren/Leiten, Management; Bewirten,
Beherbergen, Bugelin, Reinigen/Abfall beseitigen,
Packen, Veraden, Transportieren/Zustellen,
Sortieren/Ablegen, Fahrzeug steuem; Sichern,
Bewachen, Gesetze/Vorschriften anwenden/
auslegen, Beurkunden; Erziehen/Lehren/
Ausbilden, Beratend helfen, Pflegen/Versorgen,
Medizinisch/Kosmetisch behandeln, Publizieren,
Unterhalten, Vortragen, Informieren;

Betriebsabteilung, Werksabteilung:

Fertigung, Produktion, Montage; Instandhaltung,
Reparatur, Betriebsmittelerstellung; Arbeitsvor-
bereitung/-organisation, Kontrolle, Prifungen;
Entwicklung, Konstruktion, Forschung, Design,
Musterbau; Materialwirtschaft/-ausgabe, Be-
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schaffung, Lager, Einkauf; Verkauf, Absatz, Mar-
keting, Kundenbetreuung, Werbung, PR; Finan-
zierung, Rechnungs-/Rechtswesen, Datenverar-
beitung, Statistik, Schreibdienst, Auftragsbear-
beitung, Sachverwaltung; Personalwesen, Aus-
bildung, Medizinische Betreuung, Sozialpflege;
Geschafts-/Amtsleitung, Direktion; keine Tatig-
keit in einer der genannten Abteilungen, keine
Untergliederung des Betriebs/der Behérde in
Abteilungen;

Stellung im Betrieb:

Auszubildender, Praktikant, Volontar;, Selbstén-
diger mit bis zu 4 Beschiaftigten oder alleinschaf-
fend; Selbstandiger mit 5 und mehr Beschaftig-
ten;

Angestellter, Beamter,
Familienangehériger:

Biro-, Schreibkraft, angelernter Arbeiter/Nicht-
Facharbeiter; Verkaufer, Bearbeiter, Facharbei-
ter, Geselle; Sachbearbeiter, Vorarbeiter, Kolon-
nen-, Schichtfilhrer, herausgehobene, qualifi-
zierte Fachkraft, Meister, Polier, Schachtmeister;
Sachgebietsleiter/Referent, Handlungsbevoll-
machtigter; Abteilungsleiter, Prokurist; Direktor,
Amts-, Betriebs-/Werksleiter, Geschaftsfihrer;

Arbeiter, mithelfender

Wechsel des ausgeibten Berufs in den letzten
beiden Jahren:

gewechselt; nicht gewechselt;

Wechset des Betriebs, der Firma usw. in den letz-
ten beiden Jahren:

gewechselt; nicht gewechselt.

Zu § 5 Abs. 2 Nr. 2

Héchster SchulabschiuB an allgemeinbildenden
Schulen:

Volks-  (Haupt-)schulabschluB; Realschulab-
schluB (Mittlere Reife) - oder gleichwertiger
AbschluB; Fachhochschulreife; aligemeine oder
fachgebundene Hochschulreife (Abitur/Fachabi-
tur);

letzter beruflicher AusbildungsabschiuB:

kein beruflicher AusbildungsabschiuB; AbschluB
einer Lehr-/Anlernausbildung oder gleichwertiger
BerufsfachschulabschluB; berufliches Praktikum;
Meister-/Techniker- oder gleichwertiger Fach-
schulabschlu3; FachhochschulabschluB (auch
IngenieurschulabschiuB); HochschulabschiuB;

73

7.4
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8.1

82

8.3

8.4

berufliche Fortbildung, Umschulung, sonstige
zusatzliche praktische Berufsausbildung in den
letzten zwei Jahren:

am Arbeitsplatz, im Betrieb; bei einer Industrie-
und Handelskammer usw.; in besonderen Fortbil-
dungs-/Umschulungsstatten; an einer berufsbil-
denden Schule/Hochschule; durch Fernunter-
richt; auf andere Art; keine berufliche Fortbildung,
Umschulung, sonstige praktische Berufsausbil-
dung in den letzten zwei Jahren;

Daver der Fortbildung, Umschulung, sonstigen
praktischen Berufsausbildung:

unter 1 Monat; 1 bis unter 6 Monate; 6 bis unter
12 Monate; 1 bis unter 2 Jahre; 2 Jahre und mehr;
2ur Zeit noch andauernd;

Hauptfachrichtung des Hochschul-/Fachhoch-
schulabschlusses.

Zu § 5 Abs. 2 Nr. 3

For Auslander,

Aufenthaltsdaver in  der Bundesrepublik
Deutschland einschiieflich Berin (West):

hier geboren; Zuzug 1949 und frither;

bei Zuzug 1950 und spater:

Zuzugsjahr,

Zahl und Alter der im Ausland lebenden Kinder
unter 18 Jahren:

unter 6 Jahren; 6 bis unter 10 Jahren; 10 bis unter
16 Jahren; 16 bis unter 18 Jahren;

Ehegatte:

im Ausland lebend; nicht im Ausland lebend;

fur Ledige:

im Ausland lebende Eltern:

Mutter; Vater, Mutter und Vater; keine im Ausland
lebenden Eltern,

»
.
.

§2

Diese Verordnung gitt nach § 14 des Dritten Uberlei-

tungsgesetzes in Verbindung mit § 16 des Mikrozen-
susgesetzes auch im Land Berlin.

§3

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkindung

in Kraft,

Bonn, den 14. Juni 1985

Der Bundeskanzler
Or. Helmut Kohl

Der Bundesminister des innern
Dr. Zimmermann
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B V.4 Erste Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 21, April 1986

(BGBI 1, S 436)

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensusgesetzes vom 10. Juni
1985 (BGBI. | S. 955) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates:

§1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985 (BGBI. | S. 967} wird wie
folgt geandert:

1. In Nummer 1.12 werden die Worte , . Januar-Mai; Juni-Dezember;"* durch
die Worte , Januar-April; Mai-Dezember:." ersetzt.

2. In Nummer 11.6 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt, und
es wird folgende Nummer 11.7 eingefigt:

,11.7 Vorsorge gegen Krankheiten:

a) Teilnahme an einer Schiuckimpfung gegen Kinderlahmung
(Poliomyelitis):
teilgenommen; nicht teilgenommen; nicht bekannt;

b) Jahr der letzten Schluckimpfung:
Jahreszah! {letzte zwei Stellen) eintragen.”

§2
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes in Ver-
bindung mit § 17 des Mikrozensusgesetzes auch im Land Berlin.
§3

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Bonn, den 21. April 1986

Der Bundeskanzler
Dr. Hetmut Kohl

Der Bundesminister
for Jugend, Familie und Gesundheit
Rita Sissmuth
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V.5 Zweite Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 28. Februar 1989

(BGBI L, § 342)

Fir Artikel 1 auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 Mikrozen-
susgesetz vom 10. Juni 1985 (BGBI. 1 S. 955) und fir
Artikel 2 auf Grund des § 5 Abs. 4 Satz 1 Bundesstatistik-
gesetz vom 22. Januar 1987 (BGBI. | S. 462 565) verord-
net die Bundesregierung:

Artikel 1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985
(BGBL. | S. 967), gedndert durch die Erste Verordnung zur
Anderung der Mikrozensusverordnung vom 21. April 1986
(BGBI. | S. 436), wird wie folgt gedndert:

1. Als neue Nummer 6.4 wird eingefiigt:

.64 Merkmale des Arbeitsplatzes:

a) Schichtarbeit: stindig; regelmasig; gelegent-
lich;

b) At der Schichtarbeit: Frihschicht, Spat-
schicht, Nachtschicht, Tagschicht, sonstige
Schichteinteilung; regelméBig; gelegentlich;

¢) Nachtarbeit (zwischen 22.00 Uhr und 6.00
Uhr): standig; regelméaBig; gelegentiich;

d) Zahi der bei Nachtarbeit geleisteten Arbeits-
stunden je Nacht;

e) Samstagsarbeit:
legentiich;

f) Sonn- und Feiertagsarbeit: standig; regel-
méaBig; gelegentiich.”

standig; regelmaBig; ge-

2. Die bisherigen Nummern 6.4 bis 6.6 werden Nummem
6.5 bis 6.7.

3. In Nummer 11.7 erhalten die Buchstaben a und b
folgende Fassung:

.8) Verwendung von jodierlem Speisesalz im Haus-
halt:

ja; nein; nicht bekannt;

- b) wenn nein oder nicht bekannt, Angabe des Grun-
des:

keine Kenntnis von jodiertem Speisesalz; keine
Kenntnis von der Bedeutung des jodierten Speise-
salzes zur Gesundheitsvorsorge; sonstiges.”

4, Es wird folgende Nummer 11.8 eingefugt:
.11.8 Krankheitsrisiken:

a) gegenwartig Raucher: regelméaBig; gelegent-
lich;

b) friher Raucher: regelmasig; gelegentiich;

¢) niemals Raucher;

d) fur gegenwértige und frihere Raucher: Gber-
wiegende Art des Rauchens: Zigaretten;

Zigarren/Zigarillos; Pfeifentabak; Alter bei
Rauchbeginn;

o) fir gegenwirtige und friihere Zigarettenrau-
cher: Zahl der taglich gerauchten Zigaretten;
weniger als 5; 5 bis 20; 21 bis 40; 41 und
mehs.*

Artikel 2

Die Erhebungen nach § 5 Abs. 2 Nr.. 4 Mikrozensusge-
setz in Verbindung mit § 1 Nr. 8 Mikrozensusverordnung
werden im Jahre 1989 ausgesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung git nach § 14 des Dritten Uber-
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 17 des Mikrozensus-
gesetzes und § 27 des Bundesstatistikgesetzes auch im
Land Berlin.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkindung in
Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Bonn, den 28. Februar 1989

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister des Innern
Or. Zimmermann
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. V.6 Dritte Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 12. Aprii 1991
(BGBI 1, § 902)

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
gesetzes vom 10. Juni 1985 (BGBI. | S. 955), geandert
durch Gesetz vom 17. Dezember 1990 (BGBI. | S. 2837),
verordnet die Bundesregierung:

Artikel 1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985
(BGBL. 1 S. 967), zuletzt geandert durch die Zweite Verord-
nung zur Anderung der Mikrozensusverordnung vom
28. Februar 1989 (BGBI. | S. 342), wird wie folgt geandert:

1: tn Nummer 1.2 werden die Worte ,einschlieBlich
Berlin (West)“ gestrichen.

2. In Nummer 1.9 werden die Worte ,vor 1972; 1972
oder spater” durch die Worte ,vor 1987, 1887 bis
1990; 1991 oder spéter” ersetzl.

3. Nummer 1.15 wird wie folgt gefaBt:

,Staatsangehérigkeit (Land):

Bundesrepublik Deutschiand; Albanien; Belgien; Bul-
garien; Danemark; Frankreich; Griechenland; Gro8-
britannien; irland; Malien; Jugoslawien; Luxemburg,
Niederlande; Norwegen; Osterreich; Poien; Portu-
gal; Rumanien; Schweden; Schweiz; Spanien; Tsche-
choslowakei; Tirkei; UdSSR; Ungam; sonstiges
Europa; Algerien; Marokko; Tunesien; sonstiges
Afrika; Vereinigte Staaten von Amerika (USA); Kuba;
sonstiges Nord- und Mittelamerika; SGdamerika; iran;
sonstiger Naher Osten (z. B. Irak, Israe!, Jordanien,
Libanon, Syrien); indien; Pakistan; Vietnam; sonstiges
Sudasien (z. B. Afghanistan, Kambodscha, Laos, Sri
Lanka, Thailand); Japan; Korea; Philippinen; sonsti-
ges Ostasien (z. B. China, Hongkong, Indonesien,
Macao); dbrige Welt; staatenlos.”

4. In Nummer 2.1 werden nach dem Wort .gelegentiich;”
die Worte ,sozialversicherungstrei {geringfigig) be-
schattigt;* eingefigt.

5. Nummer 2.2 wird wie folgt gefaBt:

_Fir Kinder im Vorschulalter und fGr Schiier und
Studenten:

Besuch von:

Kindergarten/-krippe/-hort; aligemeinbildende Schule:
Klassenstufe 1 bis 4; Klassenstufe 5 bis 10; Klassen-

stufe 11 bis 13 (gymnasiale Oberstule); berufiiche
Schule; Fachhochschule; Hochschule.*

6. In Nummer 3.2.1 und 3.2.2 werden jeweils nach dem
Wort ,Unfallversicherung;* die Worle .Rente aus der
Sozialversicherung der ehemaiigen DDR;" eingefugt.

7.

10.

12

14.

15.

16.

Nummer 3.4 wird wie folgt gefaBt:

.Hohe des monatlichen Nettoeinkommens:

unter 300,— DM; 300,- DM bis unter 600,— DM;
600~ DM bis unter 1000,- DM; 1000- DM bis
unter 1400~ DM; 1400~ DM bis unter 1800,- DM;
1800~ DM bis unter 2200,~ DM; 2200~ DM bis
unter 2500,- DM; 2500,— DM bis unter 3000,— DM;
3000~ DM bis unter 3500~ DM; 3500,- DM bis
unter 4000,- DM; 4000,—~ DM bis unter 4500- DM;
4500, DM bis unter 5000,- DM; 5000,- DM bis
unter 5500,- DM; 5500,— DM bis unter 6000,— DM,
6000,~ DM bis unter 6500,- DM; 6500~ DM bis
unter 7000,- DM; 7000,~ DM bis unter 7500, DM;
7500,~ und mehr DM; alle mithelfenden Familien-
angehdrigen bzw. selbstandiger Landwirt; kein Ein-
kommen.”

. In Nummer 4.1 werden die Worte .und Sozialver-

sicherung Berlin (Ost)“ gestrichen.

. in Nummer 4.2 werden die Worte ,mitversichert bei:

Pflichtversichertem; freiwillig Versichertem; als Rent-
ner Versichertem;“ durch die Worte ,als Familien-
angehdriger (Ehegatte/Kind) versichert;” ersetzt.

Nummer 5 wird gestrichen.

. In Nummer 6.5 werden nach dem Wort ,Geschifts-

tuhrer;* die Worte ,Mitglied einer Produktionsgenos-
senschaft;” angeflgt.

Nummer 7.1 wird wie folgt gefaBt:

.Hochster SchulabschiuB an aligemeinbildenden
Schulen:

kein SchulabschluB; Haupt-(Volks-)schulabschiuB;
RealschulabschluB (Mittlere Reife) oder gleichwertiger
AbschiuB; AbschluB der aligemeinbildenden polytech-
nischen Oberschule in der ehemaligen DDR; Fach-
hochschuireife; allgemeine oder fachgebundene
Hochschulreife {(Abitur);”.

. In Nummer 7.2 werden nach den Worten ,Techniker-

oder gleichwertiger FachschulabschluB;” die Worte
.AbschiuB einer Fachschule in der ehemaligen DDR;*
eingefogt.

in Nummer 8.1 werden die Worte ,einschlieBlich
Berlin (West)* gestrichen.

Nummer 9 wird gestrichen.

An Nummer 10.1 werden nach den Worten ,im Aus-
land;* die Worte .entfallt, da kein Pendler;" angeflgt.
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17. In Nummer 12.1 werden die Worte ,Feststellung einer unter 50; 50 bis unter 60; 60 bis unter 70; 70 bis unter
Minderung der Erwerbsfahigkeit durch amtlichen 80; 80 bis unter 90; 90 bis unter 100; 100; nicht
Bescheid;" durch die Worte ,Feststeliung des Grades bekannt.*
der Behinderung durch amtlichen Bescheid;* ersetzt.

18. Nummer 12.2 wird wie folgt gefaBt: Artikel 2
~Amitlich festgesteliter Grad der Behinderung: Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung

bis unter 25; 25 bis unter 30; 30 bis unter 40; 40 bis  in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Bonn, den 12. April 1991

Der Bundeskanzier
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister des Innern
Schauble
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V.7 Auszug *) aus

VERORDNUNG (EWG) Nr. 3711/91 DES RATES
vom 16. Dezember 1991

zur Durchfiithrung einer jihrlichen Stichprobenerhebung tiber Arbeitskrifte in
der Gemeinschaft

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1
Periodizitit der Erhebung

Das Statistische Amt der Europijschen Gemeinschaften,
(nachstehend ,Eurostat” genannt) fihrt fir die Kommis-
sion im Frihjahr eines jeden Jahres, beginnend 1992,
eine Stichprobenerhebung iber Arbeitskrifte in der
Gemeinschaft, nachstehend ,Erhebung® genannt, ducch.

Artikel 2
Erhebungseinheiten

(1) Die Echebung erfolgt in jedem Mitgliedstaat bei
einer Stichprobe von Haushalten, die zum Zeitpunkt der
Erhebung ihren Wohnsitz im Gebiet dieses Staates haben.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dafi Doppel2ahlungen
von Personen mit mehreren Wohnsitzen vermieden
werden.

(2) Die Angaben werden fiir alle zu den ausgewihiten
Haushalten gehdrenden Personen ermiutelt.

Fille, in denen ein Haushaltsmitglied fir andere Haus-
haltsmitglieder Auskunft erteilt, sind besonders zu kenn-
zeichnen.

Artikel 3
Reprisentativitit der Stichprobe

(1)  Die nationalen statistischen Amter fihren die Erhe-
bung im Rahmen der nationalen Erhebungen durch und
sorgen dafiir, dafl die Stichprobe der Haushalte gemif
Artikel 2 Absatz- 1 nach dem in den jeweiligen Mitglied-
staaten iiblichen Verfahren so konzipiert wird, dafl sie
denselben Umfang hat wie die Stichprobe fir die natio-
nale Erhebung.

(2) Um eine zuverlassige Grundlage fir die verglei-
chende Analyse auf Gemeinschaftsebene sowie auf der
Ebene der Mitgliedstaaten und spezifischer Regionen zu
schaffen, wird der Stichprobenplan so gestalter, da
sichergestellt wird, daf fiir Merkmale, die 5§ % der Bevél-
kerung im erwerbsfahigen Alter betreffen, der relative
Standardfehler auf der Ebene II der NUTS (oder auf
vergleichbarer Ebene) hochstens 8 % betrigt, wobei vom
Designeffekt fiir. die Variable .Arbeitslosigkeit” auszu-
gehen ist.

Regionen mit weniger als 300 000 Einwohnern sind von
dieser Bedingung ausgenommen.

* ) Amtsblatt der Europaischen Gemeinschaften Nr. L 351/2.

(3) Die nationalen statistischen Amter sorgen dafir,
dafl mindestens cin Viertel der Erhebungseinheiten der
Stichprobe der vorhergehenden Erhebung entnommen
wird und dafl ein Anteil von mindestens einem Viertel in
die Stichprobe der nichsten Erhebung einbezogen werden
kann.

Die Zugehtrigkeit-zu einer dieser beiden Gruppen wird
durch einen Code kenntlich gemacht.

(#)  Die Mitgliedstaaten erteilen Eurostat alle von ihm
gewinschten Auskiinfte beziglich Organisation und
Methodik der Erhebung und geben insbesondere die
Kriterien fir die Gestaltung und den Umfang der Stich-
probe an.

Artikel 4
Erhebungsmerkmale
(1) Die Erhebung erstreckt sich auf folgende Merk-
male :

a) demographischer Hintergrund: Bezichung zur Be-
zugsperson im Haushalt, Geschlecht, Geburtsjahr,
Geburtsdatum innerhalb des Jahres, Familienstand,
Staatsangehérigkeit, Aufenthaltsdaver in dem jewei-
ligen Mitgliedstaat in Jahren, Geburtsland;

b) Erwerbstdtigkeit: Erwerbstitigkeit in der Berichts-
woche, Grinde dafiir, dafl trotz vorhandener Erwerbs-
titigkeit nicht gearbeitet wurde ;

¢) Merkmale der ersten Erwerbstdtigheit: Stellung im
Beruf, Wintschaftszweig der drdichen Betriebseinheit,
Beruf, Zahl der Personen, die in der ortlichen
Betricbseinheit arbeiten, Land der Arbeitsstirte, Region
der Arbeitsstatte, Jahr des Arbeitsbeginns beim derzei-
tigen Arbeitgeber oder als Selbstindiger, Monat dieses
Arbeitsbeginns, Unterscheidung Vollzeit-/Teilzeittatig-
keit, unbefristete/befristete Tatigkeit, Gesamtdauer der
befristeten Tatigkeit/des befristeten Arbeitsvertrags,
normalerweise geleistete Arbeitsstunden, tatsichlich
geleistete Arbeitsstunden, wichtigster Grund fir eine
Abweichung der tatsichlich geleisteten von den
normalerweise geleisteten Arbeitsstunden, Schicht-
arbeit, Abendarbeit, Nachtarbeit, Samstagsarbeit, Sonn-
tagsarbeit, Arbeit zu Hause, Suche nach ciner anderen
Tatigkeit und Grinde dafir;

d) Angaben iiber die zweite Erwerbstdtigkeit: mehr als
eine Erwerbstitigkeit, Stellung im Beruf, Wirtschafts-
zweig der Srtlichen Betriebseinheit, Beruf, tatsichlich
geleistete  Arbeitsstunden, regelmigige/gelegentliche
Tatigkeit ;



e) bisherige Berufserfabrung der beschdftigungslosen
Personen: frihere Erwerbstitigkeit, Jahr der letzten
Erwerbstitigkeit, Monat der letzten Erwerbstitigkeit,
wichtigster Grund fiir die Aufgabe der letzten Erwerbs-
titigkeit, Stellung im Beruf wahrend der letzten
Erwerbstatigkeit, Wirtschaftszweig  der  ortlichen
Betriebseinheit, in dem die Person zuletzt gearbeitet
hat, wihrend der letzten Erwerbstitigkeit ausgetbter
Beruf;

f) Arbeitssuche: Arbeitssuche bei Personen ohne
Erwerbstatigkeit wihrend der Berichtswoche, Art der
gesuchten Tatigkeit, Dauer der Arbeitssuche, wihrend
der letzten vier Wochen hauptsichlich angewandte
Methode der Arbeitssuche, Zeitpunkt des letzten
Kontakts mit einer dffentlichen Arbeitsvermittlung,
um Arbeit zu finden, Wunsch nach einer Erwerbstatig-
keit bei Personen, die nicht auf Arbeitssuche sind,
Verfiigbarkeit fiir die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit
innerhalb der nichsten zwei Wochen, Situation unmit-
telbar vor Beginn der Arbeitssuche (oder vor Beginn
der neuen Erwerbstitigkeit), Einschreibung bei einer
offentlichen Arbeitsvermittlung ;

o

Situation der Nichterwerbspersonen: Sitvadon der
Personen, die weder eine Erwerbstatigkeit haben noch
danach suchen;

h) schulische und berufliche Bildurg: schulische und
berufliche Bildung in den letzten vier Wochen, Zweck
der in den letzten vier Wochen erhaltenen Ausbildung,
Gesamtdauer der Ausbildung, Gbliche Zah] der Ausbil-
dungsstunden pro Woche, hochstes abgeschlossenes
Niveau einer allgemeinbildenden Schule, hbchstes
Niveau der abgeschlossenen beruflichen Bildung oder
des Studiums;

&

=

Situation ein Jahr vor der Erbebung: Erwerbstatig-
keit, Stellung im Beruf, Wirtschaftszweig der &rtlichen
Betriebseinheit, in dem die Tatigkeit ausgeibt wurde,
Land des Wohnsitzes, Region des Wohnsitzes;

j) technische Angaben im Zusammenbang mit der
Befragung: Jahr der Erhebung, Berichtswoche,
Mitgliedstaat, Region, Grad der Verstadterung, laufende
Nummer des Haushalts, Art des Haushalts, Art des
Anstaltshaushalts, Art der Beteiligung an der Erhe-
bung, Hochrechnungsfaktor, Unterstichprobe bezogen
auf die vorausgegangene Erhebung, Unterstichprobe
bezogen auf die folgende Erhebung.

(2) Eurostat legt nach Anhérung des durch den
Beschluf 89/382/EWG, Euratom (') eingesetzten Aus-
schusses fiir das Statistische Programm der Europaischen
Gemeinschaften nach dem Verfahren des Artikels 8 der
vorliegenden Verordnung eine Kodierungsliste mit den
Merkmalen der Erhebung gemifl Absatz 1 fest und verdf-
fentlicht sie.

21) ABl.Nr.L 181 vom 28,6.1989,5.47.
2) ABl.Nr.L 151 vom 15.6.1990,5.1.

-87-

Artikel 5
Durchfithrung der Erhebung

(1)  Die Erhebung wird von den nationalen statistischen
Amtern nach der in Artikel 4 Absatz 2 genannten Kodie-
rungsliste durchgefihrt.

Sie sorgen dafiir, da die Fragen in ldgischer Reihenfolge
gestellt und so formuliert werden, da8 in Zusammenar-
beit mit Eurostat groftmogliche Vergleichbarkeit
zwischen den Mitgliedstaaten gewiahrleistet ist.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafir, dafl die
gewinschten Auskiinfte wahrheitsgemi, vollstindig und
fristgerecht erteilt werden.

Die statistischen Amter der Mitgliedstaaten kénnen die
Beantwortung der Fragen zwingend vorschreiben.

Artikel 6
Ubermittlung und Veréffentlichung

(1) Die statistischen Amter der Mitgliedstaaten iber-
mitteln Eurostat spatestens neun Monate nach Ende der
Erhebung bei den Haushalten die ordnungsgemiaf iber-
priften Ergebnisse der Erhebung fiir jede befragte Person
ohne Angabe von Namen und Adresse.

(2) Eurostat iibernimmt die Aufbereitung, Auswertung
und Verbreitung der Ergebnisse der Erhebung.

Die statistischen Amter der Mitgliedstaaten kénnen in
Abstimmung mit Eurostat die jeweiligen Ergebnisse
verbreiten.

Artikel 7
Statistikgeheimnis

(1) Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelaus-
kinfte difen nur fir statistische Zwecke verwendet
werden.

IThre Verwendung fiir steuerliche oder sonstige Zwecke
und ihre Weitergabe an Dritte sind untersagt.

(2)  Die vertrauliche Behandlung der Eurostat iibermit-
telten Angaben wird durch die Verordnung (Euratom,
EWG) Nr. 1588/90 des Rates vom 11. Juni 1990 iber die
Ubermittlung  von unter die Geheimhaltungspflicht
fallenden Informationen an das Statistische Amt der
Europdischen Gemeinschaften geregelt (2).

Artikel 9
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentli-

chung im Amisblatt der Europdischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 16. Dezember 1991.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
H. VAN DEN BROEK
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V.8 Gesetz
iiber die Statistik fir Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz - BStatG)

vom 22 Januar 1987
(BGBI: I, S.462 ff)

§15
Auskunftspflicht

(1) Die eine Bundesstatistik anordnende Rechisvor-
schrift hat fesizulegen, ob und in weichem Umfang die
Erhebung mit oder ohne Auskunfispilicht erfoigen soll. Ist
eine Auskunfispflicht festgelegt, sind aile natirlichen und
juristischen Personen des privaten und o6ffentiichen
Rechts, Personenvereinigungen, Behorden des Bundes
und der Lander sowie Gemeinden und Gemeindever-
bénde zur Beantwortung der ordnungsgemas gesteliten
Fragen verpflichtet.

(2) Die Auskunftspllicht besteht gegendaber den mit der
Ourchitihrung der Bundesstatistiken amtlich betrauten
Stellen und Personen.

(3) Die Antwort ist wahmeitsgemaB, volistandig und
innerhalb der von den statistischen Amtem des Bundes
und der Lander gesetzien Fristen zu erteilen. Bei schrift-
licher Auskunftserteilung ist die Antwort erst erteilt, wenn
die ordnungsgemaB ausgetiliten Erhebungsvordrucke der
Erhebungsstelle zugegangen sind. Die Antwort ist, soweit
in einer Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, far
den Empfanger kosten- und poriofrei zu erteilen.

(4) Werden Erhebungsbeaufiragte eingesetzt, kénnen
die in den Erhebungsvordrucken enthaitenen Fragen
mindlich oder schrifilich beantwortet werden.

(5) In den Fallen des Absatzes 4 sind bei schrittlicher
Auskunftseneilung die ausgefiliten Erhebungsvordrucke
den Erhebungsbeaufiragten auszuhandigen oder in ver-
schlossenem Umschlag zu Gbergeben oder bei der Erhe-
bungsstelle abzugeben oder dorthin zu Gbersenden.

{6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Auf-
forderung zur Auskunfiserteliung haben keine aufschie-
bende Wirkung.

§16
Geheimhaltung

(1) Einzelangaben Uber persénliche und sachliche Ver-
haltnisse, die fir ene Bundesstatistik gemacht werden,
sind von den Amtstragem und fiir den dflentlichen Dienst
besonders Verpfiichteten, die mit der Durchfihrung von
Bundesstatistiken betraut sind, geheimzuhalten, soweit
durch besondere - Rechisvorschrift  nichts anderes
bestimmt ist. Dies gt nicht fur

1. Einzelangaben. in deren Ubermittlung oder Verstfent-
lichung der Befragle schriftlich engewilligt hat,

2. Einzelangaben aus aligemein zuganglichen Quellen,
wenn sie sich auf die in § 15 Abs. 1 genannten éffent-
lichen Stellen beziehen, auch soweit eine Auskunfts-
pllicht autgrund einer eine Bundesstatistik anordnen-
den Rechtsvorschnfl besteht,

3. Einzelangaben, die vom Statistischen Bundesamt oder
den statistischen Amtem der Lander mit den Einzel-
angaben ancerer Befragter zusammengefaBt und in
statistischen Ergebnissen dargestelll sind,

4. Einzelangaben, wenn sie dem Befragten oder Betrotfe-
nen nicht 2uzuorénen sind.

Die §§ 93. 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit
§ 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung
vom 16. Marz 1976 (BGBI. | 5. 613; 1977 | . 269), zuletzt
geandert durch Artike! 1 des Gesetzes vom 19. Dezember
1985 (BGBI. | S. 2436), gelten nicht fir Personen und
Stellen, soweit sie mit der DurchiGhrung von Bundes-,
Landes- oder Kommunalstatistiken betraut sind.

(2) Die Ubermitilung von Einzelangaben zwischen den
mit der Durchihrung einer Bundesstatistik betrauten Per-
sonen und Stellen ist zuldssig, soweit dies zur Erstellung
der Bundesstatistik erforderlich ist.

§ 26
Uberteitungsvorschrift

{4) Eine Auskunftspilicht ist nach § 15 Abs. 1 Satz 2
auch. festgeleg!. soweit Erhebungen aufgrund bereits gei-
lender eine Bundesstatistik anordnender Rechtsvorschrif-
ten durchgefuhrt werden und die Antwort nicht ausdrick-
lich freigestellt ist.

'
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V.9 Strafbestimmungen

Strafbestimmungen: §§ 203 Abs. 2, 204 und 205 des Strafgesetzbuches in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. Januar 1975 (BGBL I S. 1)

Nach § 203 Abs. 2 Satz 1 StGB kann bestraft werden, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis,
namentlich ein zum personlichen Lebensbereich gehorendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder
Geschiftsgeheimnis, offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft als

1. Amtstréger,

2. fiir den offentlichen Dienst besonders Verpflichteter,

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht
wahrnimmt,

4. ..

5. ..

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist.

Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben iiber persénliche oder sachliche
Verhiltnisse eines anderen gleich, die fiir Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung erfalit worden
sind (§ 203 Abs. 2 Satz 2).

Als Strafmaf ist Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe vorgesehen (Abs. 2 Satz 1
1.V.m. Abs. 1). Handelt der Téter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen
zu bereichern oder einen anderen zu schidigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder Geldstrafe (Abs. 5). Die gleiche Strafandrohung gilt fiir den, der unbefugt ein
fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschiftsgeheimnis, zu dessen
Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet (§ 201 Abs. 1).



	Inhalt
	I Steht doch schon alles im Fragebogen?!
	II Erläuterungen zur Verteilungsliste 
	III Erläuterungen zum Haushaltsmantelbogen 
	IV Interviewervordruck
	IV.1 Allgemeines zum Interviewervordruck
	IV.2 Erläuterungen zu den einzelnen Fragen des Interviewervordrucks 1 bzw. 1 +E
	A. Angaben zur Person
	C. Schulbesuch
	D. Erwerbsbeteiligung, Arbeitsuche, Nichterwerbstätigkeit
	G. Gegenwärtige/frühere Erwerbstätigkeit
	Situation ein Jahr vor Erhebung 
	E. Krankenversicherung
	F. Rentenversicherung
	L. Unterhalt, Einkommen

	IV.3 Erläuterungen zu den einzelnen Fragen des Interviewervordrucks 2
	A. Angaben zur Person
	E. Krankenversicherung
	B. Ausländer
	I. Aus- und Weiterbildung

	IV.4 Erläuterungen zu den einzelnen Fragen des Interviewervordrucks 2+E
	A. Angaben zur Person 
	E. Krankenversicherung
	G. Erwerbstätigkeit
	D. Arbeitsuche, Nichterwerbstätigkeit
	B. Ausländer
	I. Aus- und Weiterbildung


	V Rechtsgrundlagen
	V.1 Mikrozensusgesetz
	V.2 Gesetz zur Änderung des Mikrozensusgesetzes
	V.3 Mikrozensusverordnung
	V.4 Erste Änderungsverordnung
	V.5 Zweite Änderungsverordnung
	V.6 Dritte Änderungsverordnung
	V.7 EG-Verordnung
	V.8 Bundesstatistikgesetz
	V.9 Strafbestimmungen 



